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Einleitung 

Nach Artikel 51 RVOG planen die Departemente, Gruppen und Ämter ihre Tätigkeit im 
Rahmen der Gesamtplanungen des Bundesrats: Dabei teilen die Departemente zu Beginn des 
Jahres ihre Jahresziele der Bundeskanzlei mit, die sie gesamthaft dem Bundesrat zur 
Kenntnisnahme unterbreitet. In diesem Zusammenhang haben die Departemente 
sicherzustellen, dass ihre Jahresziele materiell mit den Jahreszielen des Bundesrats koordiniert 
sind. 

Die Jahresziele der einzelnen Departemente werden jeweils mittels eines Ziel-
Massnahmenkatalogs konkretisiert: Damit wird die geeignete Grundlage für einen Soll-Ist-
Vergleich auf Ende des Geschäftsjahres geschaffen. 
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Bundeskanzlei 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Die hohe Qualität der 
Aufgabenerfüllung sichern 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Das CD-Bund ist in der Bundes-
verwaltung integral eingeführt 
und die Qualitätssicherung und 
die Organisation für die Zukunft 
sind sichergestellt 

Das CD Bund wurde in der Bundesverwaltung in-
tegral eingeführt und die Organisation für die Zu-
kunft ist sichergestellt. In Bezug auf die Qualitätssi-
cherung ist die Überprüfung der Ausserparlamenta-
rischen Kommissionen noch ausstehend. Deren CD-
Anpassung fand erst per 1. Januar 2008 statt, da 
vorgängig das Resultat der Bundesverwaltungs-
reform abgewartet werden musste. 

 Der Internet- und Intranetauftritt 
der BK nach der Einführung des 
CMS ist überprüft (Qualität der 
Sprachen) 

Die Qualitätskontrolle bezüglich Sprachen ist er-
folgt (laufender Prozess). Zudem wurde im Oktober 
2007 bei allen BK-Mitarbeitenden und CMS-
Redaktorinnen und Redaktoren eine Online-Umfrage 
durchgeführt. Die Resultate wurden Anfang 
November kommuniziert. 

 Alle Organisationseinheiten ha-
ben eine Qualitätssicherung ihrer 
Arbeit und Dienstleistungen 
durchgeführt 

Ein Projekt-Controlling (Kriterien: Zeit, Finanzen, 
Inhalt) wurde umgesetzt und ein IT-Portfolio wurde 
2007 in der ganzen Bundeskanzlei etabliert. 
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Ziel 2  

Die Voraussetzungen für die Ein-
führung von GEVER schaffen 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Ein konsolidierter Registratur-
plan ist erstellt und für die Um-
setzung genehmigt 

Der Registraturplan liegt im Entwurf vor. Die Ge-
nehmigung der Umsetzung steht noch aus, weil der 
für die Erarbeitung des Plans verantwortliche Mitar-
beiter erst Mitte April 2007 eingestellt werden 
konnte. 

 Die Lese- und Schreibberechti-
gungen sind festgelegt und gere-
gelt 

Die Lese- und Schreibberechtigungen werden im 
Rahmen der Erstellung des Registraturplans (siehe 
oben) festgelegt und geregelt. 

 Die Kriterien für die Archivie-
rung von elektronischen Daten 
sind erstellt 

Die Kriterien werden im Rahmen der Erarbeitung 
des Registraturplanes (siehe oben) erstellt. 

 Die technischen Abklärungen 
hinsichtlich eines neuen GEVER-
Systems auf Basis von Share 
Point liegen vor 

Eine Arbeitsgruppe hat die technischen Abklärun-
gen vorgenommen und das Service Center Informa-
tik hat einen Bericht abgegeben, welcher die zu die-
sem Zeitpunkt zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten mit Share Point und Fabasoft aufzeigt. 

 Die Voraussetzungen dafür sind 
geschaffen, dass vermehrt elekt-
ronisch gearbeitet wird (E-
Government / E-Parlament) 

Die Voraussetzungen für den elektronischen Ver-
sand von Dokumenten (passwortgeschützte ZIP-
Dateien) an die GPK, FK und FinDel wurden 2007 
geschaffen, so dass die operationelle Umsetzung ab 
1. Januar 2008 erfolgen kann. Zudem sind im Rah-
men des Projekts « Behandlung der parlamenta-
rischen Vorstösse auf elektronischem Weg » Vorbe-
reitungsarbeiten für die Einführung des Projekts E-
Parlament erfolgt. 

Ziel 3  

Die Nationalratswahlen fristge-
recht und korrekt durchführen 

Realisiert 

Massnahmen  

 Das Parteienregister ist fristge-
recht aufdatiert 

Realisiert. 

 Die Wahlbroschüre ist erstellt und 
veröffentlicht 

Die Wahlbroschüre wurde im Frühling 2007 veröf-
fentlicht. 
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 Die BK hat an der Information zu 
den Wahlen aktiv teilgenommen 

Erstmals wurde allen in der Bundesversammlung 
vertretenen Parteien die Möglichkeit zu einer kurzen 
Selbstdarstellung geboten (in der Wahlbroschüre). 
Weiter hat die Bundeskanzlei u.a. Beiträge zu einer 
Ausstellung im Käfigturm und an die Museums-
nacht geleistet und die Initiative „young commit-
ment“ unterstützt. 

 Der Wahlbericht des Bundesrates 
ist fristgerecht erstellt und dem 
Nationalrat zur Genehmigung 
unterbreitet 

Der Bundesrat hat den Bericht am 7. November 
2007 verabschiedet. 

 Die BK hat fristgerecht und 
überzeugend zu allen Beschwer-
den an das Bundesgericht Stel-
lung genommen 

Es waren keine Stellungnahmen erforderlich, da das 
Bundesgericht aufgrund der Beschwerdeinhalte dar-
auf verzichtet hat, die Bundeskanzlei zur Stellung-
nahme einzuladen. 

 Der neu gewählte Nationalrat 
kann am 3. Dezember 2007 die 
neue Legislatur friktionsfrei er-
öffnen 

Realisiert. 

Ziel 4  

Die Legislaturplanung 2007–2011 
kompetent vorbereiten 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die neuen gesetzlichen Vorgaben 
sind konzeptionell umgesetzt 

Realisiert. 

 Die Legislaturplanung ist auf an-
dere Planungen optimal abge-
stimmt 

Die Legislaturplanung wurde auf die Aufgabenüber-
prüfung, die Strategie „Nachhaltige Entwicklung“ 
und die Wachstumspolitik abgestimmt. 

 Der Bundesrat hat Ende 2007 den 
ersten Entwurf des Berichts dis-
kutiert und das weitere Vorgehen 
beschlossen 

Der Bundesrat hat den Entwurf der Botschaft zur 
Legislaturplanung 2007-2011 am 14. November 
2007 materiell bereinigt und das weitere Vorgehen 
festgelegt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Bundeskanzlei 

 6 

Ziel 5  

Die Projekte der Verwaltungsre-
form sind erarbeitet und abge-
schlossen 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Der Bundesrat hat die Botschaft 
über die Anpassung des Bundes-
rechts im Rahmen der Neuord-
nung der ausserparlamentari-
schen Kommissionen verab-
schiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 12. September 
2007 verabschiedet. 

 Der Bundesrat hat die Botschaft 
über die Anpassung von Erlassen 
im Zusammenhang mit der for-
mellen Bereinigung des Bundes-
rechts verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 22. August 2007 
verabschiedet. 

 Beim Projekt "Bibliotheken" ist 
geklärt, welche Teile der EPZB 
ans Parlament gehen, und die 
Standortfrage für die EPZB so-
wie die Zusammenarbeit mit der 
EMB bzw. der Projektleitung sind 
geregelt 

Was die Räumlichkeiten und Stellen betrifft, wurde 
im Dezember 2007 entschieden, welche Teile der 
EPZB ans Parlament gehen (Umsetzung per 1. Ja-
nuar 2009). Bezüglich der Bücherbestände steht der 
Entscheid noch aus, da bis Ende Jahr nicht mehr ge-
nug Zeit zur Verfügung stand, um diese Frage zu 
klären. Weiter wurde entschieden, dass die EPZB 
weiterhin im Bundeshaus West domiziliert sein soll. 
Und schliesslich wurde festgelegt, dass die Verwal-
tung von Alexandria (Online-Katalog des Biblio-
theksverbunds der Bundesverwaltung) per 1. Januar 
2009 an die Bibliothek am Guisanplatz (vormals 
EMB) übergehen soll. 

 Alle Aufträge an die BK aus dem 
Projekt "Vereinfachung der Ver-
fahren" sind erfüllt 

Im Verlaufe des Berichtsjahres konnten sämtliche 
Aufträge an die BK erledigt werden. Insbesondere 
hat die Bundeskanzlei im September 2007 den 
„Leitfaden der Bundesverwaltung für die Abfassung 
von Berichten, die dem Bundesrat vorgelegt wer-
den“ verwaltungsintern publiziert. 
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Departement für auswärtige Angelegenheiten 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
 

Ziel 1  

Stärkung und Vertiefung der Zu-
sammenarbeit mit der Europäi-
schen Union 

Überwiegend realisiert 
 

Massnahmen  

 Die Botschaft über den Beitrag 
zur Verringerung der wirtschaft-
lichen und sozialen Ungleich-
heiten in der erweiterten Euro-
päischen Union ist vom Bundes-
rat verabschiedet* 

Realisiert. Die Botschaft wurde vom Bundesrat be-
reits am 15. Dezember 2006 verabschiedet. 

 Die bilateralen Rahmenabkom-
men mit den neuen Mitglied-
staaten der EU betreffend Um-
setzung des schweizerischen 
Beitrags zur Verringerung der 
wirtschaftlichen und sozialen 
Ungleichheiten in der erweiter-
ten EU sind unterzeichnet und 
ratifiziert* 

Realisiert. Die bilateralen Rahmenabkommen mit 
den zehn neuen Mitgliedstaaten Estland, Litauen, 
Polen, Tschechische Republik, Lettland, Slowaki-
sche Republik, Ungarn, Slowenien, Malta und Zy-
pern wurden am 20. Dezember 2007 unterzeichnet. 
Gemäss Art. 13 des Bundesgesetzes über die Zu-
sammenarbeit mit den Staaten Osteuropas (SR 
974.1) kann der Bundesrat völkerrechtliche Ver-
träge im einphasigen Verfahren abschliessen: Die 
bilateralen Rahmenabkommen sind folglich nach der 
Unterzeichnung ohne Ratifikation von Schweizer 
Seite verbindlich geworden. 
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 Die für die Umsetzung der Ab-
kommen über die Assoziierung 
an Schengen und Dublin erfor-
derlichen Vorbereitungsmass-
nahmen (inkl. betreffend die 
Evaluation) sind erfolgt, und der 
Bundesrat hat über die Weiter-
entwicklungen zum Besitzstand 
betreffend Schengen und Dublin 
befunden. Die entsprechenden 
Botschaften sind gegebenenfalls 
verabschiedet* 

Überwiegend realisiert. Die Vorbereitungen zur 
Umsetzung von Schengen/Dublin in der Schweiz 
und zur Übernahme der Schengen-Entwicklungen 
wurden weitgehend abgeschlossen. Sie konnten vor 
allem wegen des Rückstands der EU bei der Ratifi-
zierung der Verträge nicht ganz abgeschlossen 
werden. 

 Die exploratorischen Gespräche 
in den Bereichen des freien 
Handels von Landwirtschafts-
produkten, der Teilnahme am 
Galileo-System, der AOC und der 
öffentlichen Gesundheit sind 
geführt; gegebenenfalls sind 
Verhandlungen mit der EU auf-
genommen* 

Überwiegend realisiert. Die Sondierungsgespräche 
mit der EU in den Bereichen Landwirtschaftspro-
dukte, Teilnahme am Galileo-System und öffentli-
che Gesundheit wurden weitergeführt. Im Bereich 
der AOC wurden am 4. Oktober 2007 Verhand-
lungen aufgenommen. 

 Die Verhandlungen mit der EU 
im Bereich der Elektrizität sind 
aufgenommen; gegebenenfalls ist 
ein Abkommen abgeschlossen* 

Überwiegend realisiert. Die Verhandlungen wurden 
am 8. November 2007 aufgenommen.  

 Die Verhandlungen bezüglich der 
Erneuerung der Abkommen 
MEDIA und Forschung wie auch 
diejenigen in Bezug auf ein 
Bildungsabkommen sind 
abgeschlossen 

Teilweise realisiert. Das Forschungsabkommen und 
das MEDIA-Abkommen wurden am 25. Juni bzw. 
11. Oktober 2007 erneuert. Das Parlament hat 
beschlossen, das MEDIA-Abkommen weiterhin 
provisorisch anzuwenden, und den Bundesrat be-
auftragt, innerhalb von zwei Jahren nach Lösungen 
zu suchen, die den medienpolitischen Interessen der 
Schweiz besser Rechnung tragen. Der Bundesrat hat 
am 21. Februar 2007 ein Verhandlungsmandat für 
ein Bildungsabkommen verabschiedet. Da die EU 
jedoch noch kein Mandat beschlossen hat, konnten 
die Verhandlungen über das Bildungsabkommen 
nicht aufgenommen werden.  

 Die Botschaft über die 
Beteiligung der Schweiz an den 
Programmen der EU in den 
Bereichen Bildung, Berufsbildung 
und Jugend in den Jahren 2008–
2013 ist verabschiedet* 

Nicht realisiert. Am 28. Februar 2007 hat der Bun-
desrat das Mandat für die Verhandlungen mit der 
Europäischen Union zur Teilnahme an den 
Bildungs-, Berufsbildungs- und Jugendprogrammen 
der Europäischen Union in den Jahren 2008–2013 
verabschiedet. Da die EU noch kein Verhand-
lungsmandat beschlossen hat, konnten 2007 keine 
Verhandlungen aufgenommen werden. Deshalb 
wurde keine Botschaft verabschiedet. 
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 Das Verhandlungsmandat zur 
Ausdehnung des Freizügigkeits-
abkommens auf Bulgarien und 
Rumänien ist verabschiedet und 
die Verhandlungen mit der 
Europäischen Union sind 
aufgenommen* 

Realisiert. Der Bundesrat hat das Verhandlungs-
mandat am 23. Mai 2007 verabschiedet, und die 
Verhandlungen mit der EU wurden am 10. Juli 2007 
aufgenommen.  

 Der Föderalismusbericht, 
Erhaltung des Föderalismus bei 
verschiedenen europapolitischen 
Optionen (in Erfüllung des Po. 
Pfisterer Thomas 01.3160) ist 
verabschiedet* 

Realisiert. Der Föderalismusbericht wurde am 15. 
Juni 2007 vom Bundesrat verabschiedet.  

Ziel 2  

Stärkung der Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungs- und Transi-
tionsländern 

Nicht realisiert 

Massnahmen  

 Die Botschaft zum Rahmenkredit 
zur Weiterführung der tech-
nischen Zusammenarbeit und der 
Finanzhilfe zu Gunsten von Ent-
wicklungsländern in den Jahren 
2008–2011 ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Nicht realisiert. Die Botschaft konnte nicht wie 
geplant 2007 verabschiedet werden, weil diese pa-
rallel zu den laufenden Arbeiten zur zukünftigen 
Orientierung der Schweizer Entwicklungszusam-
menarbeit ausgearbeitet wird. 

 Die Botschaft über die Weiter-
führung der Zusammenarbeit mit 
den Staaten Osteuropas und der 
GUS (Rahmenkredit IV) ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 
15. Dezember 2006 verabschiedet. 

 Der Bericht über Kinder als 
Zielgruppe der schweizerischen 
Entwicklungspolitik (in Erfül-
lung des Po.Gadient 05.3747) ist 
verabschiedet* 

Nicht realisiert. Das Postulat Gadient erforderte die 
Erarbeitung einer Jugend-Politik der Direktion für 
Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA). Diese 
Jugend-Politik wurde am 14. September 2007 im 
Rahmen der Jahreskonferenz der Entwicklungs-
zusammenarbeit zum Thema „Jugend und 
Entwicklung“ veröffentlicht. Der Bericht über 
Kinder als Zielgruppe der schweizerischen 
Entwicklungspolitik soll darauf abgestützt werden. 
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 Der Bericht über die Verbesse-
rung der Effizienz und Effekti-
vität in der Entwicklungszusam-
menarbeit der Schweiz (in Erfül-
lung des Po. APK-S 05.3711) ist 
verabschiedet* 

Nicht realisiert. Der Bericht konnte nicht wie ge-
plant 2007 verabschiedet werden, weil er mit ande-
ren Geschäften zusammenhängt, die vom Bundesrat 
noch nicht verabschiedet worden sind, namentlich 
mit den beiden Botschaften von EDA und EVD zur 
Weiterführung der technischen Zusammenarbeit und 
Finanzhilfe zu Gunsten von Entwicklungsländern, 
respektive zur Weiterführung der wirtschafts- und 
handelspolitischen Massnahmen im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit. 

 Der Bericht Globale öffentliche 
Güter (in Erfüllung des 
Po.Gadient 02.3625) ist ver-
abschiedet* 

Nicht realisiert. Der Bericht konnte auch 2007 nicht 
verabschiedet werden. Das Konzept der Globalen 
öffentlichen Güter stösst bei der praktischen 
Umsetzung auf Probleme. Weder der Bericht der 
Internationalen Task Force „Global Public Goods“ 
vom November 2006 noch die Debatten im Execu-
tive Board der Weltbank im September 2007 haben 
diesbezüglich wesentliche Fortschritte erbracht. 

 Der Bericht über Transparenz im 
internationalen Rating zur 
Entwicklungshilfe (in Erfüllung 
der Mo. FDP-Fraktion 05.3017) 
ist verabschiedet* 

Realisiert. Der Bericht wurde vom Bundesrat am 9. 
März 2007 verabschiedet. 

Ziel 3  

Engagement im UNO-Reform-
prozess 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Mit ihrer diplomatischen Tätig-
keit in der UNO hat die Schweiz 
beigetragen zur:  

Überwiegend realisiert.  

- institutionellen Konsolidierung 
des Menschenrechtsrats in Genf 

- Der Menschenrechtsrat hat seine institutionelle 
Konsolidierung im Juni 2007 abgeschlossen. Die 
Schweiz hat mit ihrem starken Engagement zu 
diesem Resultat beigetragen.  
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- Verbesserung der Arbeits-
methoden des Sicherheitsrats 

 

 

 

 

 

 

- Stärkung der Kohärenz und 
Effizienz der operationellen 
Tätigkeit der UNO im Bereich 
der Entwicklungszusammen-
arbeit und der humanitären Hilfe 

- verstärkten Kontrolle der Tä-
tigkeit der UNO und des UNO-
Systems 

- Die Schweiz hat wiederholt auf die Umsetzung 
der vom Sicherheitsrat bereits beschlossenen 
Massnahmen gedrängt. Sie hat diesbezüglich auch 
konkrete weitere Vorschläge gemacht. (z.Bsp. im 
Bereich Listing/De-listing bei Sanktionslisten des 
Sicherheitsrats). Gestützt auf ihr Engagement und 
ihr Profil in dieser Frage wurde die Schweiz am 
13. Dezember 2007 zu einer Sitzung des Sicher-
heitsrats über seine Arbeitsmethoden eingeladen, 
an welcher sie die Position der "Small Five" 
(Costa Rica, Lichtenstein, Jordanien, Schweiz, 
Singapur) vertreten hat.  

- Die Schweiz hat als Fazilitator an den Verhand-
lungen zur Resolution "Dreijährliche Prüfung der 
Gesamtheit der operationellen Aktivitäten" der 
Vereinten Nationen mitgewirkt, welche eine bes-
sere Kohärenz der Aktivitäten der UNO-
Agenturen im Feld zum Ziel hat. 

- Die Schweiz hat sich 2007 wie folgt für die Stär-
kung der internen Kontrolle eingesetzt: (a) Durch-
führung einer Arbeitstagung für die Mitglieder 
des beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Budgetfragen der Generalversammlung (3. und 4. 
Oktober 2007), (b) Co-Leitung einer Arbeitsgrup-
pe der grössten Beitragszahler in Genf, (c) im 
Rahmen der Verhandlungen über das UNO-
Budget 2008/09. 

 

 Bei internationalen Organisatio-
nen sind Vorstösse zur Förde-
rung der Rekrutierung von 
Schweizer Staatsangehörigen 
unternommen worden 

Teilweise realisiert. Der Bestand an Schweizer 
Personal in den Sekretariaten und anderen Voll-
zugsorganen der UNO und den anderen internatio-
nalen Organisationen konnte mittels der Durchfüh-
rung von Informationskampagnen im Inland (In-
ternational Career Day in Lausanne) und der ge-
zielten Unterstützung von einzelnen Bewerbungen, 
insbesondere von Nachwuchspersonal (Junior Pro-
fessional Officer), auf dem Stand der Vorjahre 
gehalten werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Departement für auswärtige Angelegenheiten 

 12 

Ziel 4  

Friedens- und menschenrechtspo-
litisches Engagement der Schweiz 

Überwiegend realisiert  

Massnahmen  

 Der zweite und dritte Bericht über 
die Umsetzung des Übereinkom-
mens über die Rechte des Kindes 
von 1989 sind vom Bundesrat 
verabschiedet 

Nicht realisiert. Aus Ressourcengründen war es 
nicht möglich, den Bericht wie geplant fertig zu 
stellen. 

 Der zweite Bericht über die Um-
setzung des Rahmenüberein-
kommens des Europarats zum 
Schutz nationaler Minderheiten 
von 1995 ist vom Bundesrat 
verabschiedet 

Realisiert. Der Bundesrat hat den Bericht am 31. 
Januar 2007 verabschiedet. 

 Die Botschaft zur Weiterführung 
der Massnahmen zur zivilen 
Friedensförderung und Stärkung 
der Menschenrechte ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Der Bundesrat hat die Botschaft zur 
Weiterführung der Massnahmen zur zivilen Frie-
densförderung und Stärkung der Menschenrechte am 
15. Juni 2007 verabschiedet. 

 Die Botschaft über die Weiter-
führung der drei Genfer Zentren 
für Sicherheitspolitik und ver-
wandter Aktivitäten ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Der Bundesrat hat die Botschaft über 
einen Rahmenkredit zur Weiterführung der 
Unterstützung für die drei Genfer Zentren und 
verwandter sicherheitspolitischer Aktivitäten am 28. 
Februar 2007 verabschiedet. 

Ziel 5  

Konsolidierung der Rolle der 
Schweiz als Gaststaat 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft betreffend Ge-
währung eines Darlehens an die 
Immobilienstiftung für die in-
ternationalen Organisationen 
(FIPOI) zum Bau eines neuen 
Gebäudes für die Internationale 
Union zur Erhaltung der Natur 
und der natürlichen Lebensräume 
(IUCN) in Gland ist vom 
Bundesrat verabschiedet 

Realisiert. Die Botschaft ist am 7. Dezember 2007 
vom Bundesrat verabschiedet worden. 
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Ziel 6  

Förderung der Präsenz und des 
Erscheinungsbildes der Schweiz im 
Ausland 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft zur Teilnahme der 
Schweiz an der Weltausstellung 
2010 in Shanghai ist vom Bun-
desrat verabschiedet* 

Realisiert. Der Bundesrat hat am 8. Juni 2007 die 
Kreditbotschaft über die Teilnahme der Schweiz an 
der Weltausstellung 2010 in Shanghai verab-
schiedet. 
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Departement des Innern 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Hochschulförderung Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zum neuen 
Hochschulrahmengesetz ist 
durchgeführt* 

Die Vernehmlassung ist am 12. September 2007 
eröffnet worden. 

 Die Vernehmlassung zur Teilre-
vision des ETH-Gesetzes im Im-
mobilienbereich ist durchgeführt 
und die Botschaft ist verabschie-
det* 

Eine Diskussion über die Governance des ETH-
Bereichs war vorrangig. Aus diesem Grund wurde 
die Vernehmlassung zur Teilrevision des ETH-
Gesetzes im Immobilienbereich verschoben. 

Ziel 2  

Positionierung der Schweiz im 
Europäischen Forschungs- und 
Bildungsraum 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Der neue Vertrag zwischen der 
Schweiz und der EU zum For-
schungsabkommen ist abge-
schlossen 

Der neue Vertrag wurde am 25. Juni 2007 unter-
zeichnet. Er ermöglicht der Schweizer Forschung 
rückwirkend ab 1. Januar 2007 die integrale Betei-
ligung an den 7. Forschungsrahmenprogrammen der 
EU während der Jahre 2007–2013. 

 Die Botschaft über die Beteili-
gung der Schweiz an den Pro-
grammen der EU in den Berei-
chen Bildung, Berufsbildung und 
Jugend in den Jahren 2008–2013 
ist verabschiedet* 

Mit der Botschaft über die Förderung von Bildung, 
Forschung und Innovation 2008–2011 wurden die 
Mittel für die Fortführung der indirekten Teilnahme 
an den genannten Programmen bewilligt. Die 
Botschaft zur offiziellen Teilnahme liegt noch nicht 
vor, weil die Verhandlungen mit der EU nicht 
aufgenommen werden konnten. 
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Ziel 3  

Förderung von Bildung, For-
schung und Innovation 2008–2011 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Botschaft zur Finanzie-
rungsperiode 2008–2011 im Be-
reich Bildung, Forschung und 
Innovation ist verabschiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 24. Januar 
2007 verabschiedet. 

 Die neuen Nationalen For-
schungsprogramme (NFP) sind 
lanciert 

Der Bundesrat hat am 28. November 2007 die Lan-
cierung von sechs neuen Nationalen Forschungs-
programmen (NFP) beschlossen 

Ziel 4  

Strukturreform in der beruflichen 
Vorsorge 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft betreffend die 
Optimierung der Aufsicht in der 
beruflichen Vorsorge ist verab-
schiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 15. Juni 
2007 verabschiedet. 

Ziel 5  

Sanierung der öffentlich-rechtli-
chen Vorsorgeeinrichtungen 

Realisiert 

Massnahme  

 Der Bundesrat hat von den Vor-
schlägen einer Expertenkom-
mission zur Neuregelung der 
Finanzierung öffentlich-rechtli-
cher Pensionskassen Kenntnis 
genommen und – in Abstimmung 
mit den Arbeiten zur Pa. Iv. Beck 
03.432 BVG. Aufhebung von 
Artikel 69 Absatz 2 – über das 
weitere Vorgehen entschieden 

Der Bundesrat hat am 27. Juni 2007 vom 
Expertenbericht Kenntnis genommen und zur 
Vorlage zur Finanzierung öffentlich-rechtlicher 
Vorsorgeeinrichtungen ein Vernehmlassungs-
verfahren eröffnet. 
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Ziel 6  

Inkraftsetzung der 5. IV-Revision Realisiert 

Massnahme  

 Die 5. IV-Revision ist in Kraft 
gesetzt. Die zur Umsetzung der 
Revision erforderlichen 
Massnahmen sind getroffen, die 
nötigen Verordnungsänderungen 
sind verabschiedet* 

Die 5. IV-Revision tritt am 1. Januar 2008 in Kraft. 
Die notwendigen Verordnungsänderungen wurden 
vorgenommen und treten ebenfalls per 1. Januar 
2008 in Kraft. Die im Hinblick auf den Vollzug nö-
tigen Weisungen sind erarbeitet und wurden den IV-
Stellen mitgeteilt. 

Ziel 7  

Berichte zur Alters-, Kinder- und 
Jugendpolitik 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Der Strategiebericht zu einer 
schweizerischen Alterspolitik (in 
Erfüllung des Po. Leutenegger 
Oberholzer 03.3541) ist ver-
abschiedet* 

Der Bericht wurde vom Bundesrat am 29. August 
2007 verabschiedet. 

 Der Bericht zu einem Rahmen-
gesetz für eine schweizerische 
Kinder- und Jugendpolitik (in 
Erfüllung des Po. Janiak 00.3469) 
ist verabschiedet* 

Der Bericht konnte aus personellen Gründen nicht 
rechtzeitig abgeschlossen werden. Zudem galt es, die 
Jugenddebatte im Parlament in der letzten Woche 
der Wintersession abzuwarten; deren Ergebnisse 
sind in den Bericht einzuarbeiten. 
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Ziel 8  

Weiterentwicklung von Regelun-
gen im Bereich der Humanmedizin 

Realisiert 

Massnahmen  

 Der Vernehmlassungsbericht zur 
Verfassungsbestimmung und zum 
Bundesgesetz über die Forschung 
am Menschen liegt vor. Der 
Bundesrat hat über das weitere 
Vorgehen entschieden* 

Der Bundesrat hat am 21. Februar 2007 die Ver-
nehmlassungsergebnisse zum Verfassungsartikel 
und zum Bundesgesetz über die Forschung am 
Menschen zur Kenntnis genommen und über das 
weitere Vorgehen entschieden. 

 Die Botschaft zum Verfassungs-
artikel über die Forschung am 
Menschen ist verabschiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 12. Sep-
tember 2007 verabschiedet. 

 Der Bundesrat hat das Bundes-
gesetz im Bereich der Trans-
plantationsmedizin in Kraft ge-
setzt 

Der Bundesrat hat am 16. März 2007 das 
Transplantationsgesetz vom 8. Oktober 2004 
zusammen mit den entsprechenden Ausführungs-
verordnungen auf den 1. Juli 2007 in Kraft gesetzt. 

Ziel 9  

Sichere Versorgung der Spitäler 
mit Arzneimitteln 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft zur Teilrevision des 
Heilmittelgesetzes ist verab-
schiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 28. Februar 
2007 verabschiedet. 

Ziel 10  

Revision des Lebensmittelgesetzes Nicht realisiert 

Massnahme  

 Die Vernehmlassung zur Revi-
sion des Lebensmittelgesetzes 
(vollständige Anpassung an das 
EG-Recht sowie Ausgliederung 
des Bereichs Tabak in ein neues 
Gesetz) ist eröffnet 

Die exploratorischen Gespräche mit den EU-
Gremien benötigten mehr Zeit als geplant. Die 
Vernehmlassung konnte deshalb nicht eröffnet 
werden. 
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Ziel 11  

Beschluss über drei nationale 
Präventionsprogramme 

Nicht realisiert 

Massnahme  

 Die nationalen Präventionspro-
gramme in den drei Bereichen 
Alkohol, Tabak sowie Ernährung 
und Bewegung sind durch den 
Bundesrat verabschiedet 

Das Nationale Programm zur Tabakprävention 
2001-2007 wurde vom Bundesrat am 18. April 2007 
verlängert. Zu den nationalen Programmen Alkohol 
sowie Ernährung und Bewegung hat der Bundesrat 
keine Beschlüsse gefasst. Angesichts der kontro-
versen Meinungen wurde eine breitere Anhörung der 
interessierten Kreise eingeleitet. 

Ziel 12  

Verabschiedung von Grundlagen-
berichten 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Der Bericht zur gesetzlichen Neu-
regelung der Prävention und 
Gesundheitsförderung (in Erfül-
lung der Po. Humbel Näf 05.3161 
und SGK-S 05.3230) ist verab-
schiedet* 

Der Bericht in Erfüllung beider Postulate wurde vom 
Bundesrat am 28. September 2007 verabschiedet. 

 Der Bericht über den Handlungs-
bedarf im Zusammenhang mit der 
RFID-Technologie (in Erfüllung 
des Po. Allemann 05.3053) ist 
verabschiedet* 

Aufgrund fehlender Ressourcen konnte der Bericht 
nicht wie geplant in Angriff genommen werden. 

 Der Bericht zum Risikopotential 
von drahtlosen Netzwerken (in 
Erfüllung des Po. Allemann 
04.3594) ist verabschiedet* 

Der Bericht über das Risikopotential von drahtlosen 
Netzwerken wurde vom Bundesrat am 16. März 
2007 verabschiedet. 
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Ziel 13  

Klärungen im Bereich der Ge-
sundheitsberufe 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zum Bun-
desgesetz über die Psychologie-
berufe (Psychologieberufegesetz) 
ist ausgewertet. Der Bundesrat hat 
über das weitere Vorgehen 
entschieden* 

Der Bundesrat hat am 18. April 2007 die Vernehm-
lassungsergebnisse zum Bundesgesetz über die 
Psychologieberufe zur Kenntnis genommen und 
über das weitere Vorgehen entschieden. 

 Das Medizinalberufegesetz und 
die nachgeordneten Rechts-
grundlagen (Verordnung über die 
Eidg. Diplome und die Weiter-
bildung, Verordnung über die 
Chiropraktorenschulen) sind in 
Kraft gesetzt 

Der Bundesrat hat am 27. Juni 2007 das Gesetz und 
die entsprechende Ausführungsverordnung auf den 
1. September 2007 in Kraft gesetzt. Die genannten 
Rechtsgrundlagen sind ebenfalls auf diesen 
Zeitpunkt in Kraft gesetzt worden.   

Ziel 14  

Nachfolgestrategie Migration und 
Gesundheit 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die unter Einbezug des EJPD 
erarbeitete Nachfolgestrategie im 
Bereich Migration und Gesund-
heit für den Zeitraum 2008–2013 
ist verabschiedet* 

Die Nachfolgestrategie Migration und Gesundheit 
(2008 bis 2013) wurde vom Bundesrat am 27. Juni 
2007 zur Kenntnis genommen. 

 Der gestützt auf den Beschluss 
des Bundesrates erarbeitete Mass-
nahmenplan liegt vor 

Der Massnahmenplan zur Umsetzung der Strategie 
Migration und Gesundheit liegt vor. 
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Ziel 15  

Verhandlungen zwischen der 
Schweiz und der EG im Bereich des 
Gesundheits- und Verbraucher-
schutzes 

Teilweise realisiert 

Massnahme  

 Die Verhandlungen mit der EG-
Kommission über die Zusammen-
arbeit im Gesundheits- und Kon-
sumentenschutz sind abge-
schlossen* 

Die exploratorischen Gespräche mit der EG-Kom-
mission erwiesen sich teilweise als umfangreich und 
dauerten deswegen länger als geplant. Die Verhand-
lungen konnten deshalb nicht abgeschlossen werden. 
 

Ziel 16  

Revision des Unfallversicherungs-
gesetzes 

Teilweise realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft zur Revision des 
Unfallversicherungsgesetzes ist 
verabschiedet* 

Die Vernehmlassung zur Revision des UVG hat bis 
zum 15. März 2007 gedauert. Infolge der umfang-
reichen und zum Teil kontroversen Stellungnahmen 
erforderte die Auswertung mehr Zeit als ursprüng-
lich geplant. Der Bundesrat konnte deshalb erst am 
12. September 2007 vom Ergebnis der Vernehmlas-
sung Kenntnis nehmen und über das weitere 
Vorgehen befinden. 

Ziel 17  

E-Health-Strategie Realisiert 

Massnahme  

 Die Strategie mit Massnahmen 
zum Einsatz von Informations- 
und Kommunikationstechno-
logien im Gesundheitswesen ist 
verabschiedet 

Die „Strategie eHealth Schweiz“ mit den Kernele-
menten schrittweiser Aufbau eines elektronischen 
Patientendossiers und Ausbau der Online-Dienste 
wurde vom Bundesrat am 27. Juni 2007 verabschie-
det. 
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Ziel 18  

Leistungskatalog Krankenversi-
cherung und Qualitätssicherung 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Die Listen für Arzneimittel, Ana-
lysen sowie Mittel und Gegen-
stände sind revidiert 

- Die Revision der Analysenliste hat sich ange-
sichts ihrer Komplexität verzögert.  

- Die Revision der Mittel- und Gegenständeliste ist 
angesichts mangelnder Ressourcen zurückgestellt 
worden. 

- Die Preise der auf der Spezialitätenliste aufge-
führten, zwischen 1993 und 2002 aufgenomme-
nen Arzneimittel wurden einer ausserordentli-
chen Überprüfung unterzogen. 

 Die periodische Überprüfung der 
Leistungen auf ihre Wirksamkeit, 
Zweckmässigkeit und Wirtschaft-
lichkeit ist weitergeführt 

- Diverse Einzelleistungen in Anhang 1 der KLV 
wurden überprüft. Mangels Ressourcen konnte 
keine umfassendere Prüfung vorgenommen 
werden.  

- Die Grundlagen für die Antragsstellung wurden 
im Hinblick auf eine effizientere Beurteilung der 
Leistungen aktualisiert. 

 Die Umsetzung der Mo. SGK-N 
04.3624 ist in Gang; transparente 
und vergleichbare Qualitäts-
indikatoren in Spitälern sind er-
hoben 

Die definierten Schwerpunktprojekte im Bereich 
Qualitätssicherung werden weiter bearbeitet. Die 
Vorbereitungsarbeiten zur Publikation von Quali-
tätsindikatoren verlaufen planmässig. 

Ziel 19  

Förderung und Vermittlung der 
kulturellen Vielfalt 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Botschaften zum Kulturför-
derungsgesetz und zur Revision 
des Pro Helvetia-Gesetzes sind 
verabschiedet* 

Die Botschaften wurden vom Bundesrat am 8. Juni 
2007 verabschiedet. 

 Die Botschaft zur Finanzierung 
der Stiftung Pro Helvetia in den 
Jahren 2008–2011 ist verab-
schiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 28. Februar 
2007 verabschiedet. 
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 Die Vernehmlassungsergebnisse 
zur Ratifikation der UNESCO-
Konvention zum Schutz und zur 
Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen sind zur 
Kenntnis genommen und die 
Botschaft ist verabschiedet* 

Der Bundesrat hat am 21. September 2007 vom 
Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens Kenntnis 
genommen und die Botschaft über die Genehmi-
gung des Übereinkommens gutgeheissen. 

 Die Botschaft zum Zahlungs-
rahmen für die Filmförderung 
2008–2011 ist verabschiedet* 

Der Bundesrat hat das EDI am 15. Juni 2007 er-
mächtigt, mit der Botschaft zum Voranschlag 2008 
einen Zahlungsrahmen für den Zeitraum 2008–2011 
zu beantragen. 

Ziel 20  

Erhaltung und Vermittlung des 
kulturellen Erbes 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die neue Botschaft zum Bundes-
gesetz über das Schweizerische 
Landesmuseum ist verabschiedet*

Die Botschaft zum Bundesgesetz über die Museen 
und Sammlungen des Bundes wurde vom Bundesrat 
am 21. September 2007 verabschiedet. 

 Die Vernehmlassungsergebnisse 
zur Ratifikation der UNESCO-
Konvention zum Schutz des 
immateriellen Kulturgutes sind 
zur Kenntnis genommen und die 
Botschaft ist verabschiedet* 

Der Bundesrat hat am 21. September 2007 vom 
Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens Kenntnis 
genommen und die Botschaft über die Genehmi-
gung des Übereinkommens gutgeheissen 

Ziel 21  

Umsetzung der Massnahmen des 
Bundesrates im Anschluss an die 
Evaluation der Wirksamkeit des 
Gleichstellungsgesetzes 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Empfehlungen für die Erstel-
lung von Lohngutachten in Ge-
richtsverfahren sind veröffent-
licht 

Die Empfehlungen für die Erstellung von Lohngut-
achten in Gerichtsverfahren liegen vor. Aufgrund 
einer Verzögerung der Übersetzung konnten sie 
noch nicht veröffentlicht werden. 

 Die Vergabebedingungen sind so 
angepasst, dass die Finanzhilfen 
gemäss Gleichstellungsgesetz 
direkt an Unternehmen fliessen 
können 

Die Ämterkonsultation für die Verordnung über ein 
Pilotprojekt zur Finanzierung von Gleichstellungs-
massnahmen in Unternehmen ist abgeschlossen. 
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Justiz- und Polizeidepartement 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Stärkung des Wirtschaftsstand-
ortes Schweiz und Optimierung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Das neue GmbH-Recht, insbe-
sondere die Anpassung der 
Handelsregisterverordnung, ist in 
Kraft gesetzt 

Der Bundesrat hat am 17. Oktober 2007 das In-
krafttreten auf den 1. Januar 2008 festgelegt. 

 Das neue Revisionsaufsichtsrecht 
ist in Kraft gesetzt. Die 
Revisionsaufsichtsbehörde ist 
operationell 

Der Bundesrat hat am 22. August 2007 das Inkraft-
treten des RAG und die Aufnahme der Tätigkeit der 
RAB auf den 1. September 2007 festgelegt. 

 Die Vernehmlassung zur Revi-
sion des Aktienrechts ist abge-
schlossen und die Botschaft ver-
abschiedet* 

Der Bundesrat hat am 14. Februar 2007 von den 
Vernehmlassungsergebnissen Kenntnis genommen 
und am 21. Dezember 2007 die Botschaft verab-
schiedet. 

 Das Vernehmlassungsverfahren 
über das revidierte Lugano-Über-
einkommen ist durchgeführt und 
die Botschaft verabschiedet* 

Das Übereinkommen konnte aufgrund von Ver-
handlungsdifferenzen mit der EU erst am 30. Ok-
tober 2007 unterzeichnet werden. Demzufolge 
konnte das Vernehmlassungsverfahren nicht 2007 
durchgeführt und die Botschaft nicht verabschiedet 
werden. 

 Die Vernehmlassung zur Schaf-
fung einer Berufsregelung für 
Patentanwälte und eines Bundes-
patentgerichts ist ausgewertet. 
Der Bundesrat hat über das 
weitere Vorgehen entschieden* 

Der Bundesrat hat am 7. Dezember 2007 von den 
Ergebnissen der Vernehmlassung Kenntis genom-
men und die Botschaften zu einem Patentgerichts-
gesetz sowie zu einem Patentanwaltsgesetz verab-
schiedet. 
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 Die Vernehmlassung zu Geset-
zesänderungen für die Verbesse-
rung des Schutzes der „Marke 
Schweiz“ ist eröffnet* 

Der Bundesrat hat am 28. November 2007 die Ver-
nehmlassung zum Gesetzgebungsprojekt „Swiss-
ness“ eröffnet. 

 Die Arbeiten zur Umsetzung der 
Erneuerung des gesetzlichen 
Messwesens sind erfolgt: die 
Marktaufsicht über die nach den 
neuen Verfahren in Verkehr ge-
brachten Messmittel ist organi-
siert, das Koordinationsorgan der 
Bundesbehörden, in deren 
Aufsichtsbereich Messmittel 
eingesetzt werden, hat seine Ar-
beit aufgenommen 

Die Marktüberwachung für Messmittel ist umge-
setzt, Sofortmassnahmen sind getroffen, ein Über-
wachungskonzept ist erarbeitet worden. Das Koor-
dinationsorgan der Bundesbehörden, in deren Auf-
sichtsbereich Messmittel eingesetzt werden, hat zu 
klärende Fälle von Messmitteln analysiert und ein 
mehrjähriges Arbeitsprogramm zur Harmonisie-rung 
der Regelungen per Ende Jahr wurde erstellt. 

 Die Beteiligung der Schweiz im 
künftigen europäischen Metro-
logieforschungsprogramm 
(EMRP) ist in Zusammenarbeit 
mit dem Staatssekretariat für 
Bildung und Forschung SBF ab-
geklärt, ebenso die Anwendung 
von Art. 169 der EU-Charta 

Das europäische Metrologieforschungsprogramm 
(EMRP) ist mit Beteiligung der Schweiz definiert 
und die dazu notwendigen Strukturen sind geschaf-
fen worden. Sobald die Rahmenbedingungen der 
Art. 169-Initiative zur Unterstützung des EMRP 
seitens der EU feststehen, kann die Schweizer-
Beteiligung definitiv geklärt werden. 

 Die Botschaft zur Teilrevision des 
ZGB (Immobiliarsachen- und 
Grundbuchrecht) ist verab-
schiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 27. Juni 2007 
verabschiedet. 

Ziel 2  

Massnahmen im Bereich Migration Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zu den 
Ausführungsverordnungen zum 
revidierten Asyl- und Auslän-
dergesetz ist durchgeführt und 
dem Bundesrat zur Kenntnis ge-
bracht 

Die Vernehmlassung zu den Verordnungen wurde 
vom 28. März bis 30. Juni 2007 durchgeführt und 
dem Bundesrat am 24. Oktober zur Kenntnis ge-
bracht. 

 Die gestaffelte Einführung der 
Gesetze ist erfolgt 

Das neue Ausländergesetz (AuG) und die Revision 
des Asylgesetzes (AsylG) treten am 1.1.2008 in 
Kraft. Einzelne Bestimmungen sind bereits per 
1.1.2007 in Kraft gesetzt worden. 
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 Die Asylverordnungen 1–3 und 
die Verordnung zum 
Ausländergesetz können per 1. 1. 
08 in Kraft treten 

Die Ausführungsverordnungen zum neuen Auslän-
dergesetz und zur Asylgesetzrevision treten am 
1.1.2008 in Kraft.  

 Das Verhandlungsmandat zur 
Ausdehnung des Freizügigkeits-
abkommens (FZA) auf Bulgarien 
und Rumänien ist verabschiedet 
und die Verhandlungen mit der 
Europäischen Union sind aufge-
nommen* 

Das Verhandlungsmandat zur Ausdehnung des 
Freizügigkeitsabkommens wurde am 23. Mai 2007 
vom Bundesrat verabschiedet. Es haben bereits 
mehrere Verhandlungsrunden stattgefunden. 

 Das Zentrale Migrationssystem 
(ZEMIS) ist eingeführt 

ZEMIS konnte aufgrund des Widerstandes der 
Vereinungen kantonaler Migrationsbehörden sowie 
der Testergebnisse nicht wie geplant per Ende Ok-
tober 2007 eingeführt werden. Der Einführungs-
termin wurde neu auf den 3.3.2008 festgelegt. 

 Die Umsetzungsarbeiten im 
Rahmen der Assoziierung an 
Schengen / Dublin sind im Gan-
ge (Visumspolitik, Visumspraxis, 
Eurodac, Visainformationssys-
tem, Vernehmlassungen zu not-
wendigen Gesetzes- und Verord-
nungsänderungen). Allfällige 
Botschaften über die Umsetzung 
von Schengen / Dublin sind ver-
abschiedet* 

Die Ausbildungsprogramme und die Vorbereitun-
gen für die 2008 geplante Evaluation sind abge-
schlossen, in enger Zusammenarbeit mit den direkt 
betroffenen Partnern. Im Visabereich wurden die 
ersten Käufe getätigt (Kinegramme) bzw. die ersten 
Bestellungen aufgegeben (Scanner, Drucker, Vig-
netten). In der Informatik schreiten die Applikati-
onsentwicklungen planmässig voran. Der Bundesrat 
hat am 24. Oktober 2007 die Botschaft über den 
Schengener Grenzkodex und die Ergänzungen im 
Ausländer- und Asylrecht verabschiedet. 

 Die Zusammenlegung der Eidg. 
Ausländerkommission (EKA) und 
der Eidg. Kommission für Flücht-
lingsfragen (EKF) ist erfolgt 

Die Eidgenössische Ausländerkommission (EKA) 
und die Eidgenössische Kommission für Flücht-
lingsfragen (EKF) werden per 1. Januar 2008 zur 
Eidgenössischen Kommission für Migrationsfragen 
(EKM) zusammengelegt. 

 Die Stellungnahme des Bundes-
rates zur Pa. Iv. Lustenberger zum 
Bürgerrechtsgesetz ist aus-
gearbeitet 

Die SPK-N hat dem Nationalrat die Vorlage mit dem 
Ergebnis der Vernehmlassung erst Ende 2007 unter-
breitet und gleichzeitig den Bundesrat zur Stellung-
nahme eingeladen. Somit konnte die Stellungnahme 
noch nicht ausgearbeitet werden. 
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Ziel 3  

Weiterentwicklung der integrati-
onspolitischen Massnahmen im 
Ausländerbereich 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Pilotprojekte im Rahmen des 
Projekts „berufliche Integration 
von Flüchtlingen und vorläufig 
Aufgenommenen“ sind abge-
schlossen und die Evaluationen 
liegen teilweise vor 

Die drei Pilotprojekte, welche das EJPD (BFM) in 
Zusammenarbeit mit Wirtschafts- und Branchen-
verbänden in den Bereichen Logistik und Gastro-
nomie für anerkannte Flüchtlinge durchführte, 
konnten abgeschlossen werden. Die Evaluationen 
liegen teilweise vor. 

 Der integrationspolitische Hand-
lungsbedarf ist erhoben. Der Be-
richt über die Einführung von 
integrationspolitischen Mass-
nahmen ist vom Bundesrat ver-
abschiedet und das Vorgehen zu 
deren Umsetzung festgelegt. Erste 
Massnahmen sind umgesetzt* 

Auf der Grundlage der im „Integrationsbericht“ von 
2006 festgestellten Probleme verabschiedete der 
Bundesrat am 22. August 2007 ein Paket von über 
45 konkreten Massnahmen vor allem in den 
Bereichen Sprachförderung, Bildung und Arbeit. 
Erste Massnahmen werden bereits umgesetzt.  

Ziel 4  

Verstärkung der internationalen 
Zusammenarbeit im Migrations-
bereich 

Realisiert 

Massnahmen  

 Verschiedene Verhandlungen zu 
weiteren Rückübernahmeab-
kommen sind aufgenommen bzw. 
bereits abgeschlossen 

Die formellen Verhandlungen mit Tadschikistan, 
Russland, der Tschechei und Finnland sind abge-
schlossen. Die Vertragstexte mit der Demokrati-
schen Republik Kongo und Kamerun sind in Vor-
bereitung. Formelle Verhandlungen mit Sri Lanka, 
Benin und Dänemark sind im Gange. Mit Kolum-
bien, Libyen, Guinea und Indien werden konkrete 
Gespräche geführt. 

 Mögliche Schwerpunktländer für 
Migrationspartnerschaften nach 
Art. 100 AuG sind bestimmt und 
erste Umsetzungsmassnahmen 
sind definiert 

Die Grundelemente der Migrationspartnerschaft 
Westbalkan wurden in einer «Feuille de Conduite» 
festgehalten. Verschiedene Einsätze haben bereits 
vor Ort stattgefunden und unsere zuständigen Bot-
schaften bahnen erste Verhandlungen im Rück-
übernahme- und im Visabereich an. Ein Konzept zur 
genauen Bestimmung der Elemente und der 
Beteiligten an einer Migrationspartnerschaft ist beim 
BFM und dem EDA (PA IV) in Vorbereitung. 
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Ziel 5  

Stärkung der Sicherheit und Be-
kämpfung der Kriminalität 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zur 
Schaffung einer Verfassungs-
grundlage für Massnahmen gegen 
Gewalt anlässlich von Sportver-
anstaltungen (Hooliganismus) ist 
durchgeführt und die Botschaft 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat mit Beschluss vom 29. August 
2007 die Botschaft für die Schaffung einer Verfas-
sungsbestimmung über die Bekämpfung von Ge-
walttätigkeiten anlässlich von Sportveranstaltungen 
verabschiedet. 

 Die Vernehmlassung zum Vor-
entwurf für ein Bundesgesetz über 
die Strafbehörden des Bundes 
(Einführungsgesetz zur Schweize-
rischen Strafprozessordnung) ist 
eröffnet* 

Der Bundesrat hat die Vernehmlassung am 21. 
September 2007 eröffnet. 

 Die Botschaft zur Ratifikation der 
Konvention der Vereinten 
Nationen gegen die Korruption ist 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 21. September 
2007 verabschiedet. 

 Die Botschaft zur Revision des 
Bundesgesetzes über Massnah-
men zur Wahrung der inneren 
Sicherheit betreffend der beson-
deren Mittel der Informations-
beschaffung (sog. BWIS II) ist 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat am 15. Juni 2007 die Botschaft 
und den Entwurf für die Änderung des Bundesge-
setzes über Massnahmen zur Wahrung der inneren 
Sicherheit (BWIS; SR 120) zuhanden des Parla-
ments verabschiedet (BBl 2007 5037 bzw. 5139). 

 Die wichtigsten durch die In-
kraftsetzung des Bundesgesetzes 
über die polizeilichen Informa-
tionssysteme des Bundes (BPI) 
notwendig werdenden Verord-
nungsänderungen sind vom 
Bundesrat verabschiedet 

Bei den parlamentarischen Beratungen haben sich 
Verzögerungen ergeben, so dass das BPI erst in der 
Wintersession 2007 im Nationalrat behandelt wer-
den konnte. Aufgrunddessen konnte der Bundesrat 
die Verordnungen noch gar nicht verabschieden. 
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Ziel 6  

Optimierung der internationalen 
Polizei- und Justizzusammenarbeit 

Realisiert  

Massnahmen  

 Die Erweiterung des Polizeiko-
operationsabkommens mit 
Frankreich ist unterzeichnet* 

Die Erweiterung des Polizeikooperationsabkom-
mens mit Frankreich konnte am 9. Oktober 2007 in 
Paris unterzeichnet werden. Die Botschaft wurde am 
7. Dezember 2007 durch den Bundesrat gutge-
heissen. 

 Die Botschaft zum Polizeiko-
operationsabkommen mit Bos-
nien und Herzegowina ist verab-
schiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft zum Polizeikoope-
rationsabkommen mit Bosnien und Herzegowina am 
14. Februar 2007 gutgeheissen. 

 Die Mandatserweiterung in der 
Zusammenarbeit mit dem euro-
päischen Polizeiamt Europol ist 
vom Bundesrat beschlossen 

Der Bundesrat hat am 14. November 2007 der Er-
weiterung des Mandates in der Zusammenarbeit mit 
dem europäischen Polizeiamt Europol zugestimmt. 

 Die Botschaft zum Staatsvertrag 
betreffend Rechtshilfe in Straf-
sachen mit Brasilien ist verab-
schiedet* 

Am 28. Februar 2007 verabschiedete der Bundesrat 
die Botschaft. 

 Die Botschaft zum Staatsvertrag 
betreffend Rechtshilfe in Straf-
sachen mit Chile ist verabschie-
det* 

Am 28. November 2007 verabschiedete der Bun-
desrat die Botschaft. 

 Die Verhandlungen mit der eu-
ropäischen Union zwecks Erar-
beitung eines Zusammenar-
beitsvertrages mit Eurojust sind 
aufgenommen 

Vom 12. - 13. April 2007 fand die erste Verhand-
lungsrunde statt. 
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Ziel 7  

Grundlagen zur definitiven Ein-
führung international anerkannter 
biometrischer Schweizer Reise-
dokumente 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft zur Revision des 
Bundesgesetzes über die Aus-
weise für Schweizer Staatsange-
hörige (Ausweisgesetz, AwG) 
betreffend Aufnahme biometri-
scher Daten in Reisedokumente 
ist verabschiedet* 

Die Botschaft wurde am 8. Juni 2007 durch den 
Bundesrat verabschiedet (BBl 2007 5159) 

Ziel 8  

Stärkung der internationalen Be-
ziehungen 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft über das Bundes-
gesetz über internationale Kin-
desentführungen und die Haager 
Übereinkommen zum Schutz von 
Kindern und Erwachsenen ist 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 28. Februar 
2007 verabschiedet. 
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Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und 
Sport 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Schrittweise Konkretisierung der 
Entwicklungsschwerpunkte des 
VBS 

Realisiert 

Massnahmen  

 Auf der Basis der Vision VBS 
liegen die Grundlagen zur Wei-
terentwicklung des Departemen-
tes vor 

Die Grundlagen liegen im Entwurf vor. Mit der 
Verabschiedung bzw. Umsetzung wird zugewartet, 
bis die Grundsatzentscheide des Bundesrates 
betreffend die Schaffung eines Sicherheitsdeparte-
ments vorliegen. Am 23. Mai 2007 hatte der Bun-
desrat das EJPD und das VBS, gegebenenfalls unter 
Einbezug des EFD, beauftragt, bis Februar 2008 eine 
entsprechende Lösung zu finden. 

 Die im Bericht an das politische 
Gremium Konferenz der 
kantonalen Justiz- und Polizei-
direktoren (KKJPD) und das VBS 
verabschiedeten Punkte zu den 
Aufgaben der Armee in der 
inneren Sicherheit werden 
umgesetzt und die Plattform 
KKJPD-VBS ist institutionalisiert 

Die Plattform KKJPD-VBS ist institutionalisiert. Die 
Kernaussagen zum Einsatz der Armee im Rahmen 
der inneren Sicherheit sind in die Reglemente der 
Armee eingeflossen, und sie werden in der 
Zusammenarbeit mit zivilen Partnern angewendet. 
Per 1. Juli 2007 ist eine Verwaltungsvereinbarung in 
Kraft getreten, welche die Entschädigung gegen-
seitiger Leistungen im Bereich der Erfüllung 
polizeilicher Aufgaben auf eine gemeinsame Basis 
stellt und die diesbezügliche Zusammenarbeit 
vereinfacht. 
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Ziel 2  

Weiterentwicklung der Armee Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Der Bericht über den Stand der 
Umsetzung und die Weiterent-
wicklung der Armee XXI (nach 
Art. 149b Militärgesetz) ist vom 
Bundesrat zuhanden des Parla-
ments verabschiedet* 

Die Disposition des Berichts wurde den Präsiden-ten 
der sicherheitspolitischen Kommissionen beider 
Räte im Juni 2007 zur Kenntnis weitergeleitet und 
auf Grund ihrer Stellungnahmen finalisiert. Der 
Bundesrat hat den Bericht nicht wie geplant 
verabschiedet, da per Ende 2007 letzte Daten noch 
einfliessen mussten. 

 Die Botschaft zur Revision 09 der 
Militärgesetzgebung ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Eine leichte Verzögerung der Vorlage ergab sich, 
weil sich die Ausarbeitung der neuen, umfangrei-
chen Datenschutzgesetzgebung im militärischen 
Bereich (Bundesgesetz über die militärischen In-
formationssysteme) als wesentlich komplexer und 
aufwändiger erwiesen hat als erwartet, diverse par-
lamentarische Vorstösse zu Themen eingereicht 
wurden, die Gegenstand der Revision des Militär-
gesetzes sind (insbesondere Auslandeinsätze von 
Armeeangehörigen), und deren Beratung in den 
eidg. Räten abgewartet werden musste. 

Ziel 3  

Stärkung des Vertrauens in das 
Departement 

Teilweise realisiert 

Massnahme  

 Die Unterstützung und Beglei-
tung des C VBS in seiner Funk-
tion als öffentliche Person ist 
optimiert 

Verschiedene Vorkommnisse (Unglück an der 
Jungfrau, Tötungsdelikt Höngg, Suizide mit 
Dienstwaffen) haben öffentliche Aufmerksamkeit 
erregt und Kontroversen ausgelöst, welche den Ruf 
des Departements beschädigt haben. Dies konnte 
durch die Auftritte des C VBS und durch verschie-
dene Kommunikationsmassnahmen nur teilweise 
aufgefangen werden. Immerhin zeigt sich eine Dif-
ferenz zwischen der veröffentlichen Meinung (Me-
dien) und der öffentlichen Meinung (Bürgerbriefe-
riefe an den C VBS). 
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Ziel 4  

Förderung der Reputation des 
Departements und der Akzeptanz 
der Armee 

Teilweise realisiert 

Massnahme  

 Das Image des VBS und seiner 
Exekutivorgane ist messbar ge-
stiegen. Positive Berichter-
stattung in den Medien über 
Leistungen der Armee und Auf-
tritte der höchsten Verantwor-
tungsträger. Einzelne Leistungen 
erscheinen im Gesamtkontext und 
vermitteln ein konsistentes Bild 
nach innen und aussen 

Aus den Monatsreportings der Integrierten 
Kommunikationsanalyse IKA VBS und Rückmel-
dungen auf Intranet VBS und aus Bereichen der 
Miliz wird erkenntlich, dass das departementale 
Handeln grundsätzlich neutral oder positiv 
wahrgenommen wird. Die Reputation des VBS 
bewegt sich robust und stabil auf leicht überdurch-
schnittlichem Niveau, jedoch wurde keine 
Steigerung erzielt. Die Berichterstattung zu 
Einsätzen / Leistungen und Auftritten der Armee ist 
nachweisbar mehrheitlich positiv. Isolierte Einzel-
massnahmen der Kommunikation VBS manifes-
tieren sich noch im Bereich der Krisenkom-
munikation. Grundsätzlich wird das Bild des VBS 
als konsistent qualifiziert. 

Ziel 5  

Umsetzung des Personalabbaus 
und der Personalstrategien VBS 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Personalabbauvorgaben 
werden konsequent eingehalten 
und der Personalabbau erfolgt 
nach den Grundsätzen der Per-
sonalmigration VBS und nach den 
Vorgaben auf Stufe Bund 

Der Abbau wird anhand der Verordnung über die 
Stellen- und Personalbewirtschaftung im Rahmen 
von Entlastungsprogrammen und Reorganisation 
sowie den "Grundsätze für die Personalmigration im 
VBS" geführt. Der Personalabbau beim zivilen 
Personal erfolgt grundsätzlich nach den Vorgaben. 
2006 mussten Massnahmen zu Gunsten der Aus-
bildungsfront ergriffen werden und in der zweiten 
Jahreshälfte 2007 sind bei der Logistikbasis der 
Armee (LBA) Probleme bezüglich der Kapazität 
bzw. Leistungserbringung gegenüber der Truppe 
aufgetreten. Die Departementsleitung hat an ihrer 
Sitzung vom 5. Oktober 2007 auf Antrag des Chefs 
der Armee entschieden, den Abbau für 2 Jahre zu 
sistieren. Am Abbauziel soll grundsätzlich fest-
gehalten werden. Allenfalls wird das Abbauziel erst 
nach 2010 erreicht. 
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 Die personalpolitischen Kon-
zepte und Instrumente im Rah-
men der Personalstrategien VBS 
werden konsequent umgesetzt 

Die Personalpolitiken gemäss neuem Bundesper-
sonalgesetz (BPG) sind eingeführt und die Perso-
nalstrategien 2002 - 2007 sind grösstenteils umge-
setzt. Wo sie noch nicht umgesetzt sind, ist die Ini-
tialisierung erfolgt. 

Ziel 6  

Einführung und Optimierung 
NRM im VBS 

Realisiert 

Massnahme  

 Das NRM wird im Jahre 2007 
innerhalb des VBS stabilisiert und 
wo notwendig optimiert 

Das Projekt E NRM VBS wurde erfolgreich abge-
schlossen. Die DL hat am 24. Mai 2007 die Pro-
jektorganisation offiziell aufgelöst. Der Projektaus-
schuss E NRM VBS wurde in einen Koordinations-
ausschuss NRM VBS überführt. Dieser begleitet die 
Linie bis Mitte 2008 (Projektabschluss durch die 
EFV). Die weitere Bearbeitung erfolgt durch die 
Linie. 
Der Haushaltsvollzug im Bereich der kreditwirk-
samen Leistungsverrechnung zwischen Verwal-
tungseinheiten im ersten Betriebsjahr erwies sich als 
aufwändig. Der Handlungsbedarf wurde erkannt und 
entsprechende Umsetzungsmassnahmen eingeleitet. 
Ein wichtiger Meilenstein ist der bevorste-hende 
erste Jahresabschluss mit NRM. Die Vorbe-
reitungen dazu sind auf Kurs. Bezüglich Finanzre-
porting wird mit einer lebensfähigen Eigenlösung 
gearbeitet. 

Ziel 7  

Umsetzung der neuen IKT-
Steuerungsmechanismen VBS 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Das IT-Governance-Modell VBS 
(Strukturen, Prozesse, Gremien) 
ist umgesetzt 

Das IT-Governance-Modell ist an der DL vom 1. 
März 2007 genehmigt worden. Die Umsetzung der 
definierten Massnahmen läuft. 

 Der Leistungsauftrag für den IT-
Leistungserbringer Führungsun-
terstützungsbasis (FUB) ist er-
stellt 

Der Leistungsauftrag ist im Entwurf vorhanden und 
seit Oktober 2007 bei der Informatikkonferenz VBS 
in Vernehmlassung. 

 
 
 
 
 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport 

 34 

Ziel 8  

Umsetzung der Sicherheitspolitik, 
Einsätze und Weiterentwicklung 
der Armee 

Realisiert  

Massnahmen  

 Wichtige Geschäfte des VBS 
(insbesondere solche, die an den 
Bundesrat und an das Parlament 
gehen) entsprechen den innen- 
und sicherheitspolitischen Ge-
gebenheiten und sind nachvoll-
ziehbar und verständlich formu-
liert 

Die wichtigen Geschäfte des VBS - insbesondere der 
Entwicklungsschritt 2008/11, das Rüstungspro-
gramm 2007, die Fortführung der subsidiären Si-
cherungseinsätze AMBA CENTRO, LITHOS, 
TIGER/FOX - wurden von den Kammern im Sinne 
von VBS und Bundesrat entschieden. Struktur, Ge-
dankenführung und Formulierung von Anträgen an 
den Bundesrat und Botschaften an das Parlament 
erhalten mehr Aufmerksamkeit und Sorgfalt als in 
der Vergangenheit. 

 Die Botschaft über die subsidiä-
ren Einsätze der Armee nach 2007 
zur Unterstützung der zivilen 
Behörden (AMBA CENTRO, 
LITHOS, TIGER / FOX) ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Der Bundesrat hat am 30. Mai 2007 die Botschaft 
verabschiedet. 

 Die Botschaft über einen Rah-
menkredit für die Weiterführung 
der Unterstützung der drei Gen-
fer Zentren und verwandter Ak-
tivitäten in den Jahren 2008–2011 
ist vom Bundesrat verab-
schiedet* 

Die zusammen mit dem EDA erarbeitete Botschaft 
ist vom Bundesrat am 28. Februar 2007 gutge-
heissen worden. 

 Die Vorausmassnahmen für den 
Entwicklungsschritt 2008–2011 
der Armee sind politisch abge-
stützt und erzielen Wirkung 

Nachdem das Parlament in der Sommersession 
2007 grünes Licht für die neue, auf die veränderte 
Bedrohungssituation ausgerichtete Armeeorganisa-
tion gegeben hatte, konnten die Details der neuen 
Armeeorganisation ausgearbeitet werden. Während 
die vier Stäbe der Territorialregionen im Heer be-
stehen bleiben, werden die Brigadestäbe ab dem 1. 
Januar 2008 schrittweise um einen auf acht redu-
ziert. Aufgelöst wird der Stab der Infanteriebrigade 
4 auf Ende 2010. 

 
 
 
 
 
 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport 

 35 

 Die schweizerische Rüstungs-
kontroll- und Abrüstungspolitik, 
mit besonderem Augenmerk auf 
der Nonproliferation von Mas-
senvernichtungswaffen und der 
Stärkung bestehender Instru-
mente in diesem Gebiet, ist wei-
terentwickelt 

Das VBS (Direktion für Sicherheitspolitik) hat eine 
aktive Rolle in multilateralen Verhandlungen für 
die Stärkung der vertrauensbildenden Massnahmen 
gegen die Bedrohung der biologischen Waffen 
wahrgenommen. Es hat die Ausbildung der interna-
tionalen Chemiewaffeninspektoren unterstützt und 
war federführend bei der Behandlung der parla-
mentarischen Initiative Dupraz zum Verbot von 
Streumunition in der Schweiz und der Motion 
Glanzmann-Hunkeler in der gleichen Problematik. 

Ziel 9  

Auf- und Ausbau der Fähigkeiten 
im Bereich der Führung der Armee 
(C4I und ISTAR) 

Realisiert  
 

Massnahmen  

 Die Ziele C4I (Command [Füh-
rung], Control [Einsatzleitung], 
Communications [Telekommu-
nikation], Computers [Com-
putersysteme], Information [In-
formation]) sind gemäss Planung 
umgesetzt 

Für das künftige Armee-Management- und Füh-
rungs-Informations-System liegt das Militärische 
Bedürfnis im Entwurf vor.  
Der im Programm C4I koordinierte Umfang an 
Vorhaben wird ab 1. Januar 2008 erheblich erwei-
tert. Der dazu neu erstellte Programmauftrag wurde 
am 17. Dezember 2007 durch den Chef der Armee 
(CdA), den designierten CdA sowie durch den 
Rüstungschef unterzeichnet. 
Es müssen Lösungen gefunden werden, um die Si-
tuation des fehlenden qualifizierten Personals resp. 
der überbeanspruchten Schlüsselpersonen zu über-
winden. 

 Die Ziele ISTAR (Intelligence 
[Nachrichtendienst], Surveillance 
[Überwachung], Target Acquisi-
tion [Zielerfassung], Reconnais-
sance [Aufklärung]) sind gemäss 
Planung umgesetzt 

Das gesamte Programm ISTAR ist gemäss Zeitplan 
MASTERPLAN 2007 auf Kurs.  
Die entscheidungsreife Konzeption für die 
Weiterentwicklung ISTAR wurde im 2. Quartal 
abgeschlossen. Seitdem werden die zusätzlich 
geforderten Teilfähigkeiten konzeptionell entwickelt 
und die Grundlagen zum Aufbau ausgearbeitet. 
Die Situation, dass wesentliches und qualifiziertes 
Personal fehlt, ist sehr kritisch für die erfolgreiche 
Umsetzung der Fähigkeit ISTAR. 
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Ziel 10  

Umsetzung und Konsolidierung des 
Entwicklungsschrittes 2008/11 

Überwiegend realisiert 
 

Massnahmen  

 Die Verordnungen zu den Ände-
rungen der Armeeorganisation 
und zum Bundesgesetz über 
Massnahmen zur Verbesserung 
des Bundeshaushaltes sind ge-
nehmigt und auf den 1. Januar 
2008 in Kraft gesetzt. Damit sind 
die rechtlichen Voraussetzungen 
für die Realisierung des 
Entwicklungsschrittes 08/11 ge-
schaffen* 

Mit der Annahme der Revision der Verordnung über 
die Organisation der Armee durch National- und 
Ständerat am 22. Juni 2007 sowie der Verab-
schiedung der AO-Revision 2007 durch den Bun-
desrat am 24. Oktober 2007 sind die rechtlichen 
Voraussetzungen für den Start der Realisierung des 
Entwicklungsschrittes 08/11 geschaffen worden. Bis 
Ende Jahr konnten sämtliche Vorbereitungen für 
eine gestaffelte Umsetzung des Entwicklungs-
schrittes getroffen werden. 

 Die Belegung / Reduktion der 
Armeeinfrastruktur, die weitere 
Reduktion von Waffensystemen 
und der Bevorratung ist gemäss 
den Vorgaben des Departements 
umgesetzt 

Verläuft grundsätzlich gemäss Planung. Die Be-
darfsplanung im Bereich Logistik hat sich weiter 
verzögert, weil die konzeptionellen Grundlagen für 
die Bevorratung aufgrund von personellen Engpäs-
sen nicht erstellt werden konnten. 

 Die Grundlagen für die Erweite-
rung der militärischen Friedens-
förderung sind gemäss den Vor-
gaben des Departements er-
arbeitet 

Das erarbeitete Massnahmenpaket wurde vom C 
VBS mit Schreiben vom 5. November 2007 ge-
nehmigt. Umsetzung läuft. 

Ziel 11  

Erhalt von Fähigkeiten durch 
Neubeschaffung, Kampfwertstei-
gerung oder Kampfwerterhalt 

Überwiegend realisiert 

Massnahme  

 Die für die Erfüllung der Auf-
gaben der Armee notwendigen 
Fähigkeiten (mittelfristig) und 
Leistungen (kurzfristig) sind si-
chergestellt 

Die Departementsleitung VBS hat am 5. Oktober 
2007 die zur Sicherstellung der Leistungen der 
Armee beantragten Optimierungsmassnahmen ge-
nehmigt und das weitere Vorgehen festgelegt. 
Insgesamt geht es darum, wieder ein stimmiges 
Verhältnis zwischen Zielen, Mitteln und Leistungen 
zu erreichen sowie nach 2011 den Neuaufbau von 
Fähigkeiten so zu optimieren, dass Betriebs- und 
Investitionsaufwand in einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen. 
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Ziel 12  

Weiterentwicklung des Bereichs 
Verteidigung 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Die strategischen Grundlagen 
bezüglich der Weiterentwicklung 
des Bereichs V sind konsolidiert 
und kommuniziert 

Die "Strategie der Schweizer Armee 2007" ist von 
der Geschäftsleitung V genehmigt und vom C VBS 
zur Kenntnis genommen worden.  
Damit wurden Ordnung und Einheitlichkeit hin-
sichtlich der strategischen Ziele der Streitkräfte ge-
schaffen und die Grundlagen für eine erfolgreiche 
strategische Führung festgelegt.  
Die Strategie wurde am Kadertag V präsentiert. 

 Der Personalumbau und -abbau 
ist gemäss den Vorgaben des 
Departements umgesetzt 

Die Vorgaben VBS zum Personalum- und abbau 
sind vollumfänglich erfüllt. 

 Die Ziele BLS V (Betriebswirt-
schaftliche und logistische Sys-
teme Verteidigung) sind gemäss 
Planung umgesetzt 

Das Projekt LOGISTIK@V als Kernprojekt des 
Programms BLS V wurde - nach einem Unterbruch 
von 4 Monaten (Aufhebung des Vertrages mit der 
verantwortlichen Firma und strategische Neuauf-
setzung des Projektes) - per Anfang August 2007 mit 
der Unterstützung eines Konsortiums neu gestartet. 
Mit den entsprechenden Vorgaben kann nun die 
Arbeit LOGISTIK@V Phase II in geordneten 
Bahnen weitergeführt werden.  
Der entsprechend überarbeitete Programmauftrag 
BLS V für die Phase II ist am 27. November 2007 
unterzeichnet worden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport 

 38 

Ziel 13  

Konsolidierung der Gruppe arma-
suisse 

Überwiegend realisiert  

Massnahmen  

 Die Konsolidierung ist abge-
schlossen 

Die Gruppenstruktur mit den drei FLAG-Verwal-
tungseinheiten wurde konsolidiert; die Optimierung 
der Führungsprozesse eingeleitet. 
Die Geschäftsgrundlagen (Geschäftsordnung, Stra-
tegische Ziele und Unternehmensplan 08-12) wur-
den, unter Berücksichtigung der Entscheide des 
Departementchefs, überarbeitet. 

 Die Weiterentwicklung ist fest-
gelegt 

Ausgehend von einem Expertenbericht wurde ein 
umfassender Changeprozess mit Beteiligung der 
Hauptanspruchsgruppen (Stakeholder) und externer 
Beratung durchgeführt. Die Zukunftsalternativen 
wurden dem Chef VBS am 3. Juli 2007 unterbreitet. 
Am 25. September 2007 hat der Chef VBS Rah-
menziele für die Weiterentwicklung der armasuisse, 
mit dem Schwerpunkt der Optimierung der Be-
schaffung (inkl. Beschaffungsstrategie), festgelegt.  
Diese Rahmenvorgaben werden, zusammen mit dem 
Querschnittsprojekt 5 der Verwaltungsreform, 
konkretisiert und schrittweise umgesetzt werden. 

Ziel 14  

Optimierung des Beschaffungs-
prozesses 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Beschleunigungsmassnah-
men sind eingeleitet 

Die ursprüngliche Vereinbarung "TUNE“ wurde  
überarbeitet und unter dem Titel "TUNE+" am 2. 
Mai 2007 durch den CdA und den Rüstungschef in 
Kraft gesetzt. 
Die Integration von IMMO und W+T in den Mas-
terplanprozess ist soweit fortgeschritten, dass die 
entsprechende Vereinbarung für IMMO per Ende 
2007 verabschiedet werden konnte. 

 Das Beschaffungsmanagement im 
VBS ist optimiert 

Nach Inkraftsetzung der OrgVoeB per 1. Januar 
2007 sind die notwendigen Prozessanpassungen zur 
Abwicklung der Geschäfte und die Realisierung der 
notwendigen Tools armasuisse intern und in 
Abstimmung mit dem BBL erfolgt. Die nötigen 
Prozessanpassungen im VBS zwischen armasuisse, 
LBA, FUB, LW und HE konnten erst Ende 2007 in 
Arbeit genommen werden. 
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Ziel 15  

Optimierung der Grundlagen für 
die VBS-Forschung 

Überwiegend realisiert  

Massnahme  

 Die Forschung im VBS ist in 
Bezug auf Ziele, Inhalte und 
Verantwortlichkeiten definiert 

Der W+T-Plan VBS als zukunftsorientierte Aus-
richtungsgrundlage für die Forschung im sicher-
heitstechnologischen Bereich ist eingeführt. Daraus 
wurde der langfristige Forschungsplan 2008-2011 
mit Inhalten und Nutzen der Forschungsprogramme 
abgeleitet und genehmigt. 
Die Ausarbeitung einer Forschungspolitik wurde im 
Hinblick auf die mögliche departementale Ent-
wicklung ausgesetzt. 

Ziel 16  

Inkraftsetzung des neuen Geoin-
formationsgesetzes (Aufbau der 
Nationalen Geodaten-Infrastruk-
tur) 

Nicht realisiert 

Massnahme  

 Das GeoIG ist auf den 1. Januar 
2008 in Kraft gesetzt und die 
Ausführungsverordnungen sind 
erlassen* 

Das Geoinformationsgesetz (GeoIG) wurde nicht 
wie geplant in der Sommersession durch das Par-
lament verabschiedet, sondern erst in der Herbst-
session. Der Inkraftsetzungstermin für das GeoIG 
wie auch für die Ausführungsverordnungen (mit 
Ausnahme der Verordnung zum Kataster der öf-
fentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen) 
musste daher verschoben werden. 

Ziel 17  

Weiterentwicklung der Nationalen 
Sicherheitskooperation (NSK) 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernetzung der sicherheits-
politischen Instrumente ist op-
timiert 

Ein Konzept zur Weiterentwicklung der nationalen 
Sicherheitskooperation liegt vor. Die Bereinigung 
mit den sicherheitspolitischen Partnern ist noch nicht 
abgeschlossen. Die hohe Vernetzung und die 
Komplexität der Thematik beansprucht mehr Zeit als 
geplant. 
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 Die Koordination der Tätigkeiten 

im Bereich des Schutzes kri-
tischer Infrastrukturen ist geplant 

Der Bundesrat hat am 4. Juli 2007 eine Aussprache 
über den ersten Bericht zum Schutz kritischer Inf-
rastrukturen geführt und das weitere Vorgehen 
festgelegt. 

 Die Massnahmenplanung im 
Bereich des Nationalen ABC-
Schutzes ist verabschiedet und 
vom Bundesrat zur Kenntnis ge-
nommen* 

Der Bundesrat am 21. Dezember 2007 das Aus-
sprachepapier Strategie ABC-Schutz Schweiz zur 
Kenntnis genommen und das weitere Vorgehen be-
stimmt. 

 Die Optimierungsmassnahmen 
aus dem Projekt OWARNA 
(Optimierung von Warnung und 
Alarmierung bei Naturgefahren) 
sind umgesetzt 

Der Bundesrat hat am 30. Mai 2007 den Bericht 
OWARNA zur Kenntnis genommen und die Mass-
nahmen zur Optimierung der Warnung und Alar-
mierung bestimmt. Die Optimierungsmassnahmen 
sind bis Ende 2008 respektive 2009 umzusetzen. 

Ziel 18  

Weiterentwicklung des Zivil-
schutzes (ZS) 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Der Bericht über die Standort-
bestimmung zu den Schutzanla-
gen und Schutzräumen (in Er-
füllung der Mo. FK-N 05.3715) 
ist vom Bundesrat verabschie-
det* 

Der Bericht liegt vor und ist dem VBS am 14. No-
vember 2007 eingereicht worden. Da der Bericht 
aufgrund der Resultate der Ämterkonsultation noch 
zu ergänzen ist, konnte er 2007 dem Bundesrat nicht 
wie geplant zur Verabschiedung unterbreitet werden. 

 Die Massnahmen zur Optimie-
rung des Zivilschutzes sind fest-
gelegt 

Die Massnahmen zur Optimierung des Zivilschut-
zes sind mit den Kantonen bestimmt. Eine Teilre-
vision des Bundesgesetzes über den Bevölkerungs-
schutz und den Zivilschutz (BZG) wird vorbereitet. 

Ziel 19  

Umsetzung des Konzeptes des 
Bundesrates für eine Sportpolitik 
in der Schweiz 

Realisiert  

Massnahme  

 Die Massnahmen 2007 des 
Sportkonzeptes II (2007–2010) 
sind umgesetzt 

Die geplanten Massnahmen sind realisiert. 
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Ziel 20  

Vorbereitung der UEFA EURO 08 Überwiegend realisiert 

Massnahme  

 Die Umsetzungsentscheide zur 
subsidiären Unterstützung der 
zivilen Behörden anlässlich der 
Fussball-Europameisterschaft 
2008 sind vom Bundesrat getrof-
fen* 

Die notwendigen Entscheide wurden vom Bundes-
rat unter anderem mit einer Absichtserklärung über 
die Zusammenarbeit mit Europol vom 7. Dezember 
2007 getroffen. Die Planung des Assistenzdienstes 
und die Anträge der Austragungsorte sowie der an-
deren eingebundenen Stellen zur Unterstützung mit 
Armeematerial liegen vor. Die zum jetzigen Zeit-
punkt nötigen Umsetzungsschritte sind eingeleitet. 

 Die Art und der Umfang der 
Leistungen des Bundes sind im 
Detail definiert 

Die Leistungen des Bundes wurden bis Mitte 2007 
in den Detailkonzepten (insbesondere Sicherheit) 
ausgewiesen. Im Rahmen der periodischen Abstim-
mungsprozesse werden die Art und der Umfang der 
Bundesleistungen zusammen mit den Austragungs-
orten, der UEFA Euro 2008 SA, Österreich und 
weiteren involvierten Stellen laufend aktualisiert und 
verfeinert. 

 Die Massnahmen sind gemäss 
Planung umgesetzt 

Die Umsetzung der Massnahmen erfolgte gemäss 
Planung. 

Ziel 21  

Sportförderung und Dopingbe-
kämpfung 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Der Bundesrat hat die Vernehm-
lassung zu einem neuen Sport-
förderungsgesetz eröffnet* 

Die Ämterkonsultation zur Vernehmlassungsvorla-
ge wurde durchgeführt. Der Bundesrat konnte das 
Geschäft nicht im Berichtsjahr verabschieden, weil 
zusätzlich Massnahmen zur Dopingbekämpfung in 
die Vorlage integriert werden mussten, was mit ei-
nem erheblichem Mehraufwand verbunden war. 

 Die Botschaft über Finanzhilfen 
an Sportanlagen von nationaler 
Bedeutung (NASAK 3) ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 28. Februar 
2007 verabschiedet. 
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 Die Botschaft zur Dopingbe-
kämpfung ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft über die Internati-
onale Konvention gegen Doping im Sport 
(UNESCO-Konvention) am 5. September 2007 
verabschiedet. Die übrigen Aspekte der gemäss Ziel 
12 des Bundesrates für das Jahr 2007 angekündig-
ten Botschaft werden in die Vernehmlassungs-
vorlage zum neuen Sportgesetz integriert. 

Ziel 22  

Umsetzung der Strategie im Bun-
desamt für Sport 

Realisiert  

Massnahmen  

 Die Massnahmen in den vier 
Strategiefeldern (Allgemeine 
Sport- und Bewegungsförderung, 
Bildung, Spitzensport sowie 
Fairer und sicherer Sport) sind 
gemäss Planung umgesetzt 

Die geplanten Massnahmen wurden realisiert. Die 
Berichterstattung erfolgt im Rahmen des FLAG-
Leistungsberichts. 
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Finanzdepartement 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Aufgabenüberprüfung Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Ein Aktionsplan mit Vorschlägen 
für Verzichts- und Reform-
massnahmen ist ausgearbeitet* 

Das EFD hat Eingaben der Departemente und eige-
ne Vorschläge zu einem Paket mit Reformstoss-
richtungen geschnürt. 

 Der Dialog mit den Kantonen, 
Parteien und Sozialpartnern ist 
aufgenommen.* 

Der politische Dialog kann erst nach Verabschie-
dung des Aktionsplans durch den Bundesrat eröff-
net werden. 

Ziel 2  

Subventionsüberprüfung Überwiegend realisiert 

Massnahme  

 Der dritte Subventionsbericht ist 
vom Bundesrat verabschiedet* 

Die Subventionsüberprüfung ist abgeschlossen. Der 
Bundesrat konnte den Bericht nicht wie geplant 
2007 verabschieden, weil eine Abstimmung auf die 
Aufgabenüberprüfung unerlässlich ist. 
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Ziel 3  

Auslagerung und Steuerung von 
Bundesaufgaben (Corporate Go-
vernance) 

Überwiegend realisiert 

Massnahme  

 Die Umsetzungsplanung für den 
Corporate-Governance-Bericht ist 
vom Bundesrat verabschiedet 

Die Beratung des Corporate-Governance-Berichts 
im Parlament wird entgegen der ursprünglichen 
Planung erst 2008 abgeschlossen sein. Um die 
Vorgaben der Eidg. Räte zu berücksichtigen, wurde 
die von den Departementen erarbeitete Planung zur 
Umsetzung des Corporate-Governance-Berichts 
nicht wie geplant 2007 dem Bundesrat vorgelegt. 

Ziel 4  

Neues Rechnungsmodell (NRM) Realisiert 

Massnahme  

 Die Umsetzung in der Bundes-
verwaltung und in den zu kon-
solidierenden Einheiten ist er-
folgt 

Auf den 1. Januar 2007 konnte die Rechnungsfüh-
rung unter NRM produktiv gesetzt werden. Mit 
diesem Schritt wurde gleichzeitig die Überführung 
des NRM von der Projekt- in die Betriebsphase 
eingeleitet. Per Mitte 2007 wurde mit dem 
Schlussbericht NRM ein Projektteilabschluss voll-
zogen und damit ausgewählte Aktivitäten definitiv 
der Linie übergeben. 
Die Projektarbeiten zur Konsolidierten Rechnung 
Bund sind auf Kurs, so dass diese ab dem Rech-
nungsjahr 2009 erstellt und publiziert werden kann. 
Sie wird auch jene Organisationen einschliessen, die 
zwar rechtlich ausgelagert, wirtschaftlich aber eng 
mit dem Bund verbunden sind. 

Ziel 5  

Nachrichtenlose Vermögenswerte Nicht realisiert 

Massnahme  

 Der Bundesrat hat über die Lö-
sungsvarianten Bundesgesetz oder 
Revision bestehender Gesetze 
(Finanzmarktgesetze oder 
Privatrecht) befunden und die 
Botschaft verabschiedet* 

Nach verschiedenen Abklärungen stand für den 
Bundesrat eine privatrechtliche Lösung im Vorder-
grund (Entscheid vom 8. Juni 2007). Das Dossier 
wurde deshalb zur weiteren Prüfung ans EJPD (BJ) 
übergeben, mit dem Auftrag, eine entsprechende 
Ergänzung des Obligationenrechts vorzubereiten. 
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Ziel 6  

Bundesgesetz über die Finanz-
marktaufsicht (FINMAG) 

Nicht realisiert 

Massnahme  

 Die Umsetzungserlasse sind vom 
Bundesrat verabschiedet 

Das Parlament hat das Finanzmarktaufsichtsgesetz 
erst am 22. Juni 2007 verabschiedet. Der Bundesrat 
konnte deshalb nicht wie geplant bereits 2007 über 
die Umsetzungserlasse beschliessen. 

Ziel 7  

GAFI-Empfehlungen Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft über das weitere 
Vorgehen zur Umsetzung der 40 
Empfehlungen ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat den Botschaftsentwurf zur Um-
setzung der revidierten GAFI-Empfehlungen am 15. 
Juni 2007 verabschiedet. Der Entwurf dehnt den 
Geltungsbereich des Bundesgesetzes zur Be-
kämpfung der Geldwäscherei im Finanzsektor 
(GwG) auf die Terrorismusfinanzierung aus und 
enthält einige Massnahmen, mit denen die Wirk-
samkeit des schweizerischen Abwehrdispositivs 
erhöht und der generelle Schutz des Finanzplatzes 
vor Missbräuchen verstärkt werden sollen. 

Ziel 8  

Neue Personalpolitik Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Die Grundsätze der Neuausrich-
tung der Personalpolitik und de-
ren Umsetzung sind vom Bun-
desrat beschlossen 

Der Bundesrat hat am 16. Mai 2007 eine Auslege-
ordnung der personalpolitischen Herausforderungen 
zur Kenntnis genommen und Prioritäten definiert: 
1. Migration zum Beitragsprimat 
2. Revision des Bundespersonalgesetzes BPG 
3. Neuausrichtung Personalmanagement und Aus- 

und Weiterbildung 
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 Die Botschaft zur Reform des 
Rechts des Bundespersonals ist 
vom Bundesrat verabschiedet* 

Der Bundesrat hat das EFD am 29. November 2006 
mit einer Revision des Bundespersonalgesetzes be-
auftragt, um die Regelungsdichte in Personalange-
legenheiten und im Personalrecht abzubauen bzw. zu 
vereinfachen. Am 29. August 2007 legte er die 
Eckwerte der Reform fest:  
1. Flexiblere Regelung der Gründe, welche die 

Änderung und die ordentliche Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses rechtfertigen  

2. Ersatz der Pflicht zur Weiterbeschäftigung nach 
ungültiger Kündigung durch den Arbeitgeber 
durch eine weiter gefasste Pflicht des Arbeit-
gebers zur Unterstützung des beruflichen 
Fortkommens  

3. Vereinfachung des Entscheid- und Streiterledi-
gungsverfahrens 

4. Erweiterung der Möglichkeiten für die An-
stellung von ganzen Personalkategorien und 
Personen nach dem Obligationenrecht  

5. Stärkung von Steuerungs- und Controllingmass-
nahmen im Personalmanagement.  

Wegen einer departementalen Umpriorisierung per 
Ende Jahr konnte die Botschaft nicht wie geplant im 
2007 dem Bundesrat vorgelegt werden. 

Ziel 9  

Reform der Mehrwertsteuer Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zur Ver-
einfachung des Systems der 
Mehrwertsteuer ist durchgeführt 
und ausgewertet* 

Die Vernehmlassung zur Totalrevision wurde vom 
14. Februar bis 31. Juli 2007 durchgeführt und ist 
ausgewertet. 

 Der Bundesrat hat über das wei-
tere Vorgehen entschieden* 

Aufgrund der zahlreichen Stellungnahmen konnte 
der Bundesrat das Vernehmlassungsergebnis noch 
nicht wie geplant 2007 zur Kenntnis nehmen und 
nicht über das weitere Vorgehen entscheiden. 
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Ziel 10  

Reform der Ehepaar- und Fami-
lienbesteuerung 

Teilweise realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zum Sys-
tementscheid (Splitting / Indivi-
dualbesteuerung / Wahlrecht oder 
Doppeltarif) ist durchgeführt* 

Die Vernehmlassung zur Totalrevision wurde vom 
15. Dezember 2006 bis 30. Juni 2007 durchgeführt 
und der Ergebnisbericht liegt vor. 

 Die Botschaft ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Die Ergebnisse der Vernehmlassung haben gezeigt, 
dass es bei der Frage, welches Steuersystem bei der 
Ehepaarbesteuerung gewählt werden soll, eine poli-
tische Pattsituation gibt. Aus diesem Grund waren 
zusätzliche Abklärungen und Überlegungen not-
wendig. Daher konnte der Bundesrat die Botschaft 
noch nicht wie geplant 2007 verabschieden. 

Ziel 11  

Bundesgesetz über eine Abgabe für 
die Benützung von National-
strassen 

Nicht realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Die Botschaft wurde dem Bundesrat Mitte Dezem-
ber 2007 vorgelegt. Die Verabschiedung steht aber 
noch aus, weil die Beratung verschoben wurde. 

Ziel 12  

Revision Tabaksteuergesetz Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat am 21. Dezember 2007 die Bot-
schaft zur Änderung des Tabaksteuergesetzes ver-
abschiedet. Damit soll die Steuerstruktur für Zigar-
ren, Zigarillos und Schnitttabak vereinfacht und 
modernisiert werden. 
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Ziel 13  

Bundesgesetz über das öffentliche 
Beschaffungswesen 

Nicht realisiert 

Massnahme  

 Das Vernehmlassungsverfahren 
ist eröffnet* 

Eine grundlegende internationale Voraussetzung für 
das neue Beschaffungsrecht, die Revision des WTO-
Übereinkommens über das öffentliche Be-
schaffungswesen, hat sich weiter verzögert. Eben-
falls hat sich die Abstimmung mit den Kantonen 
über die Art und das Ausmass der Harmonisierung 
des Beschaffungsrechts im Inland verzögert. Ent-
sprechend konnte auch das Vernehmlassungsver-
fahren zur Revision des Bundesgesetzes über das 
öffentliche Beschaffungswesen nicht wie geplant 
eröffnet werden. 

Ziel 14  

E-Government-Strategie Schweiz Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Das Steuerungsgremium ist 
konstituiert 

Das Steuerungsgremium hat sich anlässlich seiner 
ersten Sitzung am 30. November 2007 konstituiert. 

 Die Geschäftstelle ist operativ Stellen sind ausgeschrieben, deren Besetzung wird 
in Kürze erfolgen können. 

 Die Instrumente (Katalog priori-
tärer Vorhaben, Massnahmen-
plan, Cockpit) liegen vor 

Der Katalog prioritärer Vorhaben liegt vor. Die an-
deren Instrumente werden nach dem Aufbau der 
Geschäftsstelle bereitstehen. 
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Ziel 15  

Bundesverwaltungsreform Realisiert 

Massnahme  

 Der Schlussbericht des Dele-
gierten liegt vor und die zentrale 
Projektorganisation ist aufgelöst* 

Der Bundesrat hat am 14. Dezember 2007 den Ab-
schlussbericht zur Verwaltungsreform verabschie-
det. Der Bundesrat hielt fest, dass die in 33 Projek-
ten anvisierten Ziele der Verwaltungsreform er-
reicht wurden. In neun Querschnittsprojekten für die 
gesamte Verwaltung und 24 Departementsprojekten 
wurden Abläufe und Prozesse vereinfacht, 
überflüssige Schnittstellen eliminiert, Strukturen 
gestrafft und Doppelspurigkeiten abgebaut. In den 
meisten Bereichen wurden die angestrebten Effi-
zienzsteigerungen erzielt. Der Delegierte beendete 
sein Mandat auf Ende 2007 und sein Schlussbericht 
liegt den Mitgliedern des bundesrätlichen Aus-
schusses vor; die zentrale Projektorganisation wur-
de auf Ende 2007 aufgelöst. 

 Die Umsetzung in den einzelnen 
Bereichen ist abgeschlossen bzw. 
der Bundesrat hat beschlossen, 
wie die noch laufenden Projekte 
über 2007 hinaus zu begleiten 
sind* 

Um die verbleibenden Folgearbeiten erfolgreich 
abzuschliessen, hat der Bundesrat am 7. November 
2007 entschieden, bis Ende Mai 2008 eine kleine 
Umsetzungsorganisation (200 Stellenprozente) 
einzusetzen. 

Ziel 16  

Neue Aufgabenteilung und Zu-
sammenarbeitsformen zwischen 
Bund und Kantonen 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zur Anpas-
sung des Verordnungsrechts an 
die Ausführungsgesetzgebung der 
neuen Aufgabenteilung und Zu-
sammenarbeitsformen ist durch-
geführt und die Verordnungen 
sind verabschiedet* 

Der Bundesrat hat vom 18. April bis 20. Juli 2007 
die Vernehmlassung durchgeführt und am 7. No-
vember 2007 die infolge der NFA-Ausführungsge-
setzgebung notwendigen Anpassungen des Verord-
nungsrechts genehmigt. Gleichzeitig hat er die 
gesamte Reform auf den 1. Januar 2008 in Kraft 
gesetzt. 

 Die Verordnung zum Finanz- und 
Lastenausgleich ist verabschie-
det* 

Der Bundesrat hat die Verordnung am 7. November 
2007 verabschiedet. 
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Volkswirtschaftsdepartement 

1. Abschnitt:  Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Konkretisierung der Elemente der 
künftigen Wachstumspolitik 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Der Wachstumsbericht 2007 mit 
einer Evaluation der bisherigen 
Wachstumspolitik und einer 
Evaluation des Wachstumspo-
tenzials ist erstellt  

Überwiegend realisiert. Die Kernelemente des 
Berichts sind erstellt. Der Bericht ist in der 
Finalisierungsphase. 

 Ein Vorschlag zuhanden des 
Bundesrates für ein Wachstums-
paket II liegt vor 

Realisiert. Der Bundesrat hat am 21. November 
gestützt auf ein Aussprachepapier des EVD die 
wesentlichen Inhalte bei der Fortsetzung der 
Wachstumspolitik festgelegt. 

 Die Massnahmen des Wachs-
tumspakets II sind vom Bundes-
rat verabschiedet und in die Le-
gislaturplanung 2007–2011 in-
tegriert* 

Realisiert. Die wesentlichen Inhalte der Fortsetzung 
der Wachstumspolitik wurden festgelegt. Die Kom-
munikation erfolgt in Abstimmung mit der Legis-
laturplanung 
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Ziel 2  

Revision des Bundesgesetzes über 
die technischen Handelshemm-
nisse 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Vernehmlassung ist ausge-
wertet und ein Bundesratsent-
scheid über das weitere Vorge-
hen liegt vor 

Der Bundesrat hat am 4. Juli 2007 Kenntnis ge-
nommen von den Ergebnissen der Vernehmlassung 
und das EVD mit der Ausarbeitung der Botschaft 
beauftragt. Dabei sollen zur Verhinderung der In-
länderdiskriminierung schweizerische Sondervor-
schriften konsequent abgebaut werden. 
In einem ersten Zwischenentscheid hat der Bundes-
rat am 31. Oktober 2007 über die Ausnahmen vom 
künftigen Cassis-de-Dijon-Prinzip entschieden, die 
Anpassung diverser schweizerischer Produkte-
vorschriften an diejenigen der EG beschlossen und 
die Departemente mit den dafür nötigen Umset-
zungsarbeiten beauftragt. 

Ziel 3  

Erarbeitung des neuen 
Hochschulrahmengesetzes 

Realisiert 

Massnahme  

 Das EVD erarbeitet zusammen 
mit dem EDI und der EDK den 
vernehmlassungsfähigen Entwurf 
eines Hochschulrahmengesetzes 

EVD, EDI und EDK haben gemeinsam einen Ent-
wurf zu einem Bundesgesetz über die Förderung der 
Hochschulen und die Koordination im schweizeri-
schen Hochschulbereich (HFKG) ausgearbeitet. 

 Der Bundesrat hat die Vernehm-
lassung zum Hochschulrahmen-
gesetz eröffnet* 

Der Bundesrat hat das Bundesgesetz über die För-
derung der Hochschulen und die Koordination im 
schweizerischen Hochschulbereich (HFKG) am 12. 
September 2007 in die Vernehmlassung geschickt. 
Diese dauert bis 31. Januar 2008. 

Ziel 4  

Verabschiedung der Botschaft über 
die Förderung von Bildung, 
Forschung und Innovation 2008–
2011 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 24. Januar 2007 
verabschiedet. 
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Ziel 5  

Beteiligung der Schweiz an den 
Programmen der EU in den Be-
reichen Bildung, Berufsbildung 
und Jugend in den Jahren 2008–
2013 

Überwiegend realisiert 

Massnahme  

 Die Botschaft ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Mit der Botschaft über die Förderung von Bildung, 
Forschung und Innovation 2008-2011 wurden die 
Mittel für die Fortführung der indirekten Teilnahme 
an den genannten Programmen bewilligt. Die 
Botschaft zur offiziellen Teilnahme folgt, sobald die 
Verhandlungen mit der EU abgeschlossen sind. 
Diese konnten noch nicht aufgenommen werden, 
weil das Mandat der EU noch nicht vorliegt; dies im 
Gegensatz zum Mandat der Schweiz, welches der 
Bundesrat am 28. Februar 2007 verabschiedet hat. 

Ziel 6  

Rechtsgrundlagen Kommission für 
Technologie und Innovation (KTI) 

Realisiert 

Massnahme  

 Der Bundesrat hat sich über die 
Rechtsgrundlage und die Positi-
onierung der KTI ausgespro-
chen* 

Der Bundesrat hat am 2. Mai 2007 das EVD beauf-
tragt, eine Revision des Forschungsgesetzes vorzu-
legen (Erweiterung des Zweckartikels, Regelung der 
wirtschaftlichen Dimension der KTI etc.).  
Am 21. Dezember 2007 hat er die Teilrevision des 
Forschungsgesetzes in die Vernehmlassung ge-
schickt. Die Vernehmlassung dauert bis 31. März 
2008. 

Ziel 7  

Bildungspolitische Steuerung Realisiert 

Massnahme  

 Das EVD hat auf der Basis des 
Bildungsberichts Schweiz 2006 
die in seinem Bereich liegenden 
mittelfristigen bildungspoliti-
schen Steuerungsfragen zusam-
men mit den Kantonen identifi-
ziert 

Die mit bildungspolitischen Aufgaben betrauten 
Organe auf Bundes- und Kantonsebene haben in 
verschiedenen Bereichen primäre Handlungsfelder / 
Fragestellungen ausgemacht. 
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Ziel 8  

Etablierung des Eidgenössischen 
Hochschulinstituts für Berufsbil-
dung (EHB) im 3. Kreis 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Das Eidgenössische Hochschul-
institut für Berufsbildung (EHB) 
hat sich im 3. Kreis (dem GS 
EVD unterstellt) etabliert 

Die verschiedenen Instrumente und Abläufe des 
Hochschulinstitutes sind weitgehend definiert und 
installiert. Der Aufbau eines Indikatorensystems zur 
Messung der Zielerreichung ist in Angriff genom-
men worden. 

Der Bundesrat hat die Eröffnungsbilanz des Hoch-
schulinstitutes (22.08.2007) sowie den ersten Leis-
tungsauftrag  für die Periode 2008-2011 
(14.12.2007) verabschiedet. 

 Das EHB hat sich als Kompe-
tenzzentrum in Fragen der Be-
rufsbildung positioniert 

Das EHB  erbrachte primär Dienstleistungen im 
Bereich der Aus- und Weiterbildung von Berufs-
bildungsverantwortlichen in allen Sprachregionen 
der Schweiz und positionierte sich in seinem ersten 
Geschäftsjahr als Kompetenzzentrum für Fragen in 
der Berufsbildung, Berufspädagogik und Berufs-
entwicklung. 

Ziel 9  

Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit des Agrar- und Ernährungs-
sektors 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Verordnungen zur Umset-
zung der Agrarpolitik 2007 und 
Agrarpolitik 2011 liegen vor 

Die Agrarpakete von Mai und November 2007 
wurden vom Bundesrat an den Sitzungen vom 16. 
Mai und vom 14. November 2007 verabschiedet. 

 Der 8. Agrarbericht, in welchem 
die nachhaltige Entwicklung der 
Landwirtschaft geprüft wird, ist 
publiziert 

Der 8. Agrarbericht des BLW wurde am 22. No-
vember 2007 publiziert. 
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Ziel 10  

Weiterentwicklung des Veterinär-
Abkommens zum Landwirt-
schaftsabkommen Schweiz – EG 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Verordnung über die Ein- und 
Ausfuhr von Tieren und Tierpro-
dukten ist total revidiert 

Der Bundesrat hat die neue Verordnung über die 
Ein- und Ausfuhr von Tieren und Tierprodukten am 
18. April 2007 verabschiedet.  

 Die Artenschutzverordnung ist 
total revidiert 

Der Bundesrat hat die neue Artenschutzverordnung 
am 18. April 2007 verabschiedet. 

Ziel 11  

Stärkung und Vertiefung der Zu-
sammenarbeit mit der Europäi-
schen Union 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die für die Umsetzung der Ab-
kommen über die Assoziierung an 
Schengen und Dublin erforder-
lichen Vorbereitungsmassnahm-
en (inkl. betreffend die Evalua-
tion) sind erfolgt und der Bundes-
rat hat über die Weiterentwick-
lungen zum Besitzstand von 
Schengen / Dublin befunden. Die 
entsprechenden Botschaften sind 
gegebenenfalls verabschiedet* 

Überwiegend realisiert. Die Vorbereitungsarbeiten 
für die Umsetzung von Schengen / Dublin in der 
Schweiz sowie für die Übernahme der 
Weiterentwicklungen von Schengen wurden 
weitgehend abgeschlossen. Ein vollständiger 
Abschluss wurde vor allem durch die Verspätung 
der EU bei der Ratifizierung der Abkommen 
verunmöglicht. 

 Die Verhandlung über die gegen-
seitige Anerkennung von ge-
schützten Bezeichnungen (AOC 
und IPG) ist weit fortgeschritten* 

Teilweise realisiert. Da die Europäische 
Kommission erst im Sommer ein 
Verhandlungsmandat erhielt, konnten formelle 
Verhandlungen erst am 4. Oktober 2007 aufgenom-
men werden. Die Gespräche sind im Gang. 

 Die exploratorischen Gespräche 
in den Bereichen Landwirtschaft 
(FHA mit der EU), Teilnahme am 
Galileo-System und im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit sind 
geführt; gegebenenfalls sind 
Verhandlungen mit der EU 
aufgenommen* 

Überwiegend realisiert. Die exploratorischen 
Gespräche mit der EU im Agrar- und 
Lebensmittelbereich, zur Teilnahme am Galileo-
System und im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
wurden fortgesetzt. 
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 Die Verhandlungen mit der EU 
im Bereich der Elektrizität sind 
aufgenommen; gegebenenfalls ist 
ein Abkommen abgeschlossen* 

Überwiegend realisiert. Die Verhandlungen wurden 
am 8. November 2007 aufgenommen. 

 Die Verhandlungen bezüglich der 
Erneuerung der Abkommen 
MEDIA und Forschung, wie auch 
diejenigen in Bezug auf ein 
Bildungs-Abkommen, sind ab-
geschlossen 

Teilweise realisiert. Die Abkommen Forschung und 
MEDIA wurden am 25. Juni bzw. am 11. Oktober 
2007 erneuert. Das Parlament hat die Beibehaltung 
der vorläufigen Anwendung des Abkommens 
MEDIA beschlossen und hat den Bundesrat 
aufgefordert, innerhalb einer Frist von zwei Jahren 
nach Lösungen im Interesse der audiovisuellen 
Politik der Schweiz zu suchen. Der Bundesrat hat 
am 21. Februar 2007 ein Verhandlungsmandat für 
ein Bildungsabkommen verabschiedet. Da die EU 
ihrerseits das Verhandlungsmandat noch nicht 
verabschiedet hat, konnten die Verhandlungen über 
ein Bildungsabkommen noch nicht aufgenommen 
werden. 

 Der Bericht über die Erhaltung 
des Föderalismus bei verschie-
denen europapolitischen Optio-
nen (in Erfüllung des Po. Pfiste-
rer Thomas 01.3160) ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Der Föderalismusbericht wurde vom 
Bundesrat am 15. Juni 2007 verabschiedet. 

 Das Verhandlungsmandat zur 
Ausdehnung des Freizügigkeits-
abkommens auf Bulgarien und 
Rumänien ist verabschiedet und 
die Verhandlungen mit der Eu-
ropäischen Union sind aufge-
nommen* 

Realisiert. Das Verhandlungsmandat wurde am 23. 
Mai 2007 vom Bundesrat verabschiedet, und die 
Verhandlungen mit der EU wurden am 10. Juli 2007 
aufgenommen 

Ziel 12  

Sicherstellung des Follow-up zum 
Referendum über das Bundesge-
setz über die Zusammenarbeit mit 
den Staaten Osteuropas 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Botschaft über den Beitrag 
zur Verringerung der wirtschaft-
lichen und sozialen Ungleich-
heiten in der erweiterten Europä-
ischen Union ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Die Botschaft zum Rahmenkredit über den Beitrag 
der Schweiz zur Verringerung der wirtschaftlichen 
und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten Eu-
ropäischen Union wurde am 15. Dezember 2006 
vom Bundesrat verabschiedet. 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Volkswirtschaftsdepartement 

 56 

 Die bilateralen Rahmenabkom-
men mit den neuen Mitglied-
staaten der EU betreffend Um-
setzung des schweizerischen 
Beitrags zur Verringerung der 
wirtschaftlichen und sozialen 
Ungleichheiten in der erweiterten 
EU sind unterzeichnet und 
ratifiziert* 

Die bilateralen Rahmenabkommen wurden am 20. 
Dezember 2007 unterzeichnet und in Kraft gesetzt. 
Gemäss Art. 13 des Bundesgesetzes über die Zu-
sammenarbeit mit den Staaten Osteuropas (SR 
974.1) kann der Bundesrat völkerrechtliche Verträ-
ge im einphasigen Verfahren abschliessen: Die bi-
lateralen Rahmenabkommen sind folglich nach der 
Unterzeichnung ohne Ratifikation von Schweizer 
Seite verbindlich geworden. 

 Die Botschaft zum Rahmenkredit 
IV für die Ostzusammenarbeit ist 
vom Bundesrat verabschiedet* 

Die Botschaft zum Rahmenkredit über die Weiter-
führung der Zusammenarbeit mit den Staaten Ost-
europas und der GUS wurde am 15. Dezember 2006 
vom Bundesrat verabschiedet. 

Ziel 13  

Initiative zur Wiederbelebung der 
Doha-Runde 

Realisiert 

Massnahmen  

 Ein informelles Ministertreffen 
am Rande des WEF 2007 in 
Davos ist durchgeführt 

Die Schweiz hat am Rande des WEF 2007 in Davos 
ein Ministertreffen organisiert, das die Wieder-
aufnahme der Doha-Verhandlungen ermöglichte. 

 Zu für die Schweiz wichtigen 
(aber weniger umstrittenen) 
Themen wie Handelserleichte-
rung hat die Schweiz Eingaben 
eingereicht oder Treffen durch-
geführt 

Die Schweiz hat bspw. zu Trade Facilitation 5 
Workshops organisiert und ist weiterhin Koordina-
torin einer Gruppe von 24 Ländern (darunter die EU, 
Japan, China, Mexiko, Kanada, Pakistan u. 
verschiedene lateinamerikanische Länder), welche 
sich mit der Frage der Umsetzung eines neuen 
WTO-Abkommens in Handelserleichterung ausei-
nandersetzt. 

 In umstrittenen Verhandlungs-
bereichen hat die Schweiz durch 
Eingaben bzw. Treffen die Koa-
litionen gestärkt 

Die Schweiz konnte im Bereich der geographischen 
Herkunftsangaben die Koalitionen nicht ausweiten. 
Die Verhandlungen sind polarisiert. Es gelang ihr 
aber im Bereich Handel und Umwelt in bezug auf 
Umweltgüter eine von vielen Ländern mitgetragene 
Liste zur Liberalisierung von Umweltgütern 
vorzuschlagen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geschäftsbericht 2007 – Band II – Volkswirtschaftsdepartement 

 57 

Ziel 14  

Weiterer Ausbau des Netzes der 
Freihandelsabkommen mit Dritt-
staaten 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die EFTA-Verhandlungen mit 
Kanada, Ägypten, Thailand, Al-
gerien und dem Golfkooperati-
onsrat sind abgeschlossen* 

Teilweise realisiert. Das Freihandelsabkommen mit 
Ägypten wurde im Januar unterzeichnet und ist am 
1. August in Kraft getreten; die Schweiz wendet das 
Abkommen auf der Grundlage des Bundesgesetzes 
vom 25. Juni 1982 über aussenwirtschaftliche 
Massnahmen provisorisch an. Die Verhandlungen 
mit Kanada wurden im Juni  abgeschlossen. Mit 
Thailand wurden nach längerem Unterbruch im 
Oktober die Gespräche wieder aufgenommen. Eine 
formelle Wiederaufnahme der Verhandlungen und 
deren Abschluss waren im Berichtsjahr auf Grund 
der innenpolitischen Situation in Thailand nicht 
möglich. Nach mehrmaligen Verzögerungen wurden 
die Freihandelsverhandlungen mit Algerien im 
November aufgenommen; ein Abschluss war bis 
zum Jahresende nicht möglich. Die Verhandlungen 
mit den GCC-Staaten wurden 2007 fortgesetzt; 
konnten aber im Berichtsjahr noch nicht in allen 
Bereichen abgeschlossen werden. 

 Das Abkommen EFTA-SACU ist 
ratifiziert und die relevanten 
Verordnungen sind angepasst 

Realisiert. Das EFTA-SACU Freihandelsabkommen 
wird in Kraft treten, sobald die SACU-Seite ihre 
Ratifika-tionsverfahren vollständig abgeschlossen 
hat. Die relevanten Verordnungen wurden am 4. Juli 
2007 angepasst, jedoch noch nicht in Kraft gesetzt. 

 Die Machbarkeitsstudien mit 
Japan und Indonesien sind abge-
schlossen, über das weitere Vor-
gehen ist entschieden und die 
Verhandlungsmandate sind ge-
gebenenfalls vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Überwiegend realisiert. Nach Abschluss der 
Machbarkeitsstudie haben die Schweiz und Japan 
am 19. Januar 2007 die Aufnahme von bilateralen 
Verhandlungen über ein wirtschaftliches 
Partnerschafts- und Freihandelsabkommen 
bekanntgegeben. Der Bundesrat hat am 9. März 
2007 das entsprechende Verhandlungsmandat verab-
schiedet und nach Anhörung des Parlaments und der 
KdK am 8. Juni 2007 bestätigt. Die Verhandlungen 
wurden im Mai 2007 aufgenommen. Mit Indonesien 
wurde nach dem Abschluss der Machbarkeitsstudie 
im Januar eine Arbeitsgruppe über Handel und In-
vestitionen eingesetzt, welche sich im Oktober ge-
troffen hat. Die EFTA-Staaten streben eine baldige 
Entscheidung über die Verhandlungseröffnung an. 
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 Die Aufnahme von Verhandlun-
gen mit China, Indien, Malaysia, 
Kolumbien, Peru, Ukraine, Russ-
land und Mercosur ist geprüft und 
die Verhandlungsmandate sind 
gegebenenfalls vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Teilweise realisiert. Der Bundesrat hat am 22. 
November 2006 die Verhandlungsmandate für 
Freihandelsverhandlungen der EFTA-Staaten mit 
Kolumbien und Peru sowie am 7. Dezember das 
Verhandlungsmandat für Freihandelsverhandlungen 
der EFTA-Staaten mit Indien verabschiedet. Mit 
Peru und Kolumbien wurden im Juni 
Freihandelsverhandlungen aufgenommen. Die 
Aufnahme von Verhandlungen mit China, Malay-
sia, Ukraine, Russland und Mercosur wird weiter 
geprüft. 

Ziel 15  

Neukonzeption der Landeswer-
bung 

Teilweise realisiert 
 
 
Der Bundesrat hat auf eine sektorübergreifende Re-
organisation und Zusammenführung der im Aus-
land im Auftrag des Bundes tätigen Promotionsor-
ganisationen verzichtet. Hingegen hat er über Leis-
tungsvereinbarungen die Aussenwirtschaftsförde-
rungsinstrumente, LOCATION Switzerland und die 
Programme des Bundes für die Investitions- und Im-
portförderung gegenüber Entwicklungs- und Tran-
sitionsländern in das "Osec Business Network 
Switzerland" eingegliedert und dazu die notwendi-
gen rechtlichen Vorkehren getroffen.  

Massnahmen  

 Die konzeptionelle Neuausrich-
tung der Landeswerbung ist er-
folgt. Der Bundesrat hat die Bot-
schaft zu einem Bundesgesetz 
über die Schweizerische Landes-
werbung verabschiedet* 

Nicht realisiert. Der Bundesrat hat aufgrund der 
Vernehmlassungsergebnisse auf eine 
Zusammenführung der im Ausland im Auftrag des 
Bundes tätigen Promotionsorganisationen Präsenz 
Schweiz, Schweiz Tourismus und Location 
Switzerland verzichtet und daher keine Botschaft 
verabschiedet. 

 Die Finanzierungsbeschlüsse im 
Rahmen der Sammelbotschaft 
Standortförderung 2008–2011 
(Landeswerbung, KMU-Politik, 
Exportförderung) sind erarbeitet. 
Der Bundesrat hat die Sammel-
botschaft verabschiedet* 

Realisiert. Die Finanzierungsbeschlüsse für die 
touristische Landeswerbung von Schweiz 
Tourismus, für die Exportförderung der Osec und 
die Standortpromotion von LOCATION Switzerland 
wurden zeitlich koordiniert und die Finanzierung 
dieser Aufgaben für die Periode 2008-2011 
sichergestellt. Der Bundesrat hat die Sammel-
botschaft am 28. Februar 2007 verabschiedet. 
Das Thema KMU wurde im Rahmen des Berichts 
zum Postulat Walker 02.3702 behandelt. Bei dieser 
Gelegenheit wurden die Mittel für die E-Govern-
ment-Massnahmen zugunsten der KMU erhöht. 
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Ziel 16  

Revision der Verordnung zum 
Mietrecht 

Realisiert 

Massnahmen  

 Der Bundesrat hat von den Er-
gebnissen des Vernehmlassungs-
verfahrens Kenntnis genommen 

Der Bundesrat hat am 28. November 2007 von den 
Ergebnissen der konferentiell durchgeführten Ver-
nehmlassung Kenntnis genommen. 

 Der Bundesrat hat die revidierte 
Verordnung verabschiedet 

Der Bundesrat hat am 28. November 2007 die Än-
derung der Verordnung verabschiedet. Sie tritt am 1. 
Januar 2008 in Kraft. 

Ziel 17  

Festlegung der Pflichtlagerziele für 
die nächsten vier Jahre 

Realisiert 

Massnahmen  

 Der Bericht über die Pflichtla-
gerpolitik 2008–2011 ist vom 
Departement verabschiedet 

Der EVD-Bericht über die Pflichtlagerpolitik 2008–
2011 liegt vor. 

 Der Bundesrat hat von diesem 
Bericht Kenntnis genommen 

Der Bundesrat hat am 17. Oktober 2007 von diesem 
Bericht Kenntnis genommen 

Ziel 18  

Weiterführung der wirtschafts- 
und handelspolitischen Massnah-
men in der Entwicklungszusam-
menarbeit 

Nicht realisiert 

Massnahme  

 Botschaft und Rahmenkredit über 
die Weiterführung der wirt-
schafts- und handelspolitischen 
Massnahmen in der Entwick-
lungszusammenarbeit 2008–2012 
sind vom Bundesrat verabschie-
det* 

Die Botschaft konnte nicht wie geplant 2007 
verabschiedet werden, weil diese parallel zu den 
laufenden Arbeiten zur zukünftigen Orientierung der 
Schweizer Entwicklungszusammenarbeit ausgear-
beitet wird. 
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Ziel 19  

Sicherung eines ausreichenden 
Bestandes an Hochseeschiffen un-
ter Schweizer Flagge 

Realisiert  

Massnahme  

 Die Botschaft betreffend Ände-
rung des Bundesbeschlusses über 
einen Bürgschafts-Rahmenkredit 
für die Sicherung eines aus-
reichenden Bestandes an Hoch-
seeschiffen unter Schweizer 
Flagge ist vom Bundesrat verab-
schiedet* 

Die Botschaft wurde vom Bundesrat am 27. Juni 
2007 verabschiedet. 

Ziel 20  

Verbesserung der Produktsicher-
heit 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Vernehmlassung zum Gesetz 
über die Produktsicherheit ist 
ausgewertet und ein Bundes-
ratsentscheid über das weitere 
Vorgehen liegt vor 

Der Bundesrat hat am 2. Mai 2007 vom Ergebnis des 
Vernehmlassungsverfahrens Kenntnis genommen 
und das EVD beauftragt, die Botschaft auszuar-
beiten. 
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Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation 

Jahresziele 2007 im Überblick 

 

Jahresziele 2007 
* basierend auf den Zielen des Bundesrats 

für das Jahr 2007 
Kurze Bilanz 

Ziel 1  

Analyse des Zustands der Umwelt 
in der Schweiz 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Schweiz hat zu den Empfeh-
lungen der OECD zur Schweizer 
Umweltpolitik Stellung genom-
men 

Der Vorsteher des UVEK hat den Umweltprüfbe-
richt der OECD am 11. Mai 2007 in Bern entgegen-
genommen und dabei zu den Empfehlungen Stellung 
genommen. 

Ziel 2  

Weiterentwicklung der 
Klimapolitik 

Realisiert 

Massnahme  

 Die Vorbereitungen für die Fort-
führung der Klimapolitik nach 
2012 sind verwaltungsintern ab-
geschlossen 

Die verwaltungsinternen Arbeiten sind abgeschlo-
ssen. Die Resultate sind in die nachfolgenden An-
träge eingeflossen. 
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Ziel 3  

Behandlung der im Umweltbereich 
hängigen Volksinitiativen 

Realisiert 

Massnahmen  

 Die Botschaft zur Eidgenös-
sischen Volksinitiative „Rettet 
den Schweizer Wald“ und zur 
Revision des Waldgesetzes ist 
vom Bundesrat verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 28. März 2007 
verabschiedet. 

 Die Botschaft zur Eidgenös-
sischen Volksinitiative „Lebendi-
ges Wasser (Renaturierungs-Ini-
tiative)“ ist verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 27. Juni 2007 
verabschiedet. 

 Die Botschaft zur Eidgenös-
sischen Volksinitiative „Ver-
bandsbeschwerderecht: Schluss 
mit der Verhinderungspolitik – 
Mehr Wachstum für die 
Schweiz!“ ist vom Bundesrat 
verabschiedet* 

Der Bundesrat hat die Botschaft am 8. Juni 2007 
verabschiedet. 

Ziel 4  

Eine ausgewogene nachhaltige und 
räumliche Entwicklung sicher-
stellen 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Der Bericht des Interdeparte-
mentalen Ausschusses Nachhal-
tige Entwicklung zum Stand der 
Umsetzung der Nachhaltigen 
Entwicklung in der Schweiz ist 
vom Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Der Bundesrat hat am 17. Januar 2007 
vom Bericht Kenntnis genommen. 

 Der Bericht „Alpenkonvention 
und Berggebiet“ (in Erfüllung der 
Mo. UREK-S 04.3260) liegt vor 

Teilweise realisiert. Der Expertenbericht, der 
Grundlage für die Erarbeitung des bundesrätlichen 
Berichts bildet, liegt vor. Die Arbeiten an der 
Erstellung des Berichts „Alpenkonvention und 
Berggebiet“ sind im Gang. Eine Verzögerung ist 
eingetreten, da die Erarbeitung des Berichts erst 
nach Vorliegen und in Würdigung des ursprünglich 
nicht vorgesehenen Expertenberichts an die Hand 
genommen werden konnte. 
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 Die Ausführungsverordnung zum 
Infrastrukturfonds ist für die 
Inkraftsetzung per 1. Januar 2008 
bereit. 

Realisiert. 

Ziel 5  

Die Verkehrsinfrastruktur der 
Bahnen leistungsfähig erhalten und 
europäisch vernetzen 

Realisiert  
 

Massnahmen  

 Die Botschaft zu einem Ausfüh-
rungsgesetz zum Alpenschutz-
artikel (neuer Titel: Botschaft zur 
Güterverkehrsvorlage) ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Der Bundesrat hat die Botschaft am 8. 
Juni 2007 verabschiedet. 

 Die Botschaft zur zukünftigen 
Entwicklung der Bahninfra-
struktur ist vom Bundesrat verab-
schiedet* 

Realisiert. Der Bundesrat hat die Botschaft am 17. 
Oktober 2007 verabschiedet. 

Ziel 6  

Die Infrastruktur der National-
strassen erhalten 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Eine Gesamtschau über die bau-
lichen Massnahmen zur Weiter-
entwicklung der Nationalstrassen 
ist erstellt 

Teilweise realisiert. Die Grundlagen sind erarbeitet. 
Die Gesamtschau und die Synthese sind noch nicht 
abgeschlossen, insbesondere weil Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Einführung von NFA einen 
Mehraufwand verursacht und damit zu 
Verzögerungen geführt haben. 

 Im Hinblick auf das Inkrafttreten 
der Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs und der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Kan-
tonen (NFA) auf den 1. Januar 
2008 ist eine leistungsfähige 
Aufbau- und Ablauf-Organisation 
aufgebaut 

Realisiert. Die neue Organisation steht. 
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Ziel 7  

Luftfahrtpolitik und Luftverkehrs-
sicherheit 

Überwiegend realisiert 

Massnahmen  

 Die Vernehmlassung zur Revision 
des Luftfahrtgesetzes (Aufnahme 
luftfahrtpolitischer Grundsätze, 
Integration des anwendbaren EU-
Rechts, Regelung finanzieller 
Aspekte und Änderung der Orga-
nisation für Flugunfallunter-
suchungen) ist durchgeführt* 

Nicht realisiert. Die Erweiterung des Inhalts der 
Revision sowie die nach einer ersten Anhörung der 
Industrie notwendigen, vertiefenden Abklärungen 
hatten zur Folge, dass die Vernehmlassung nicht im 
Berichtsjahr durchgeführt werden konnte. 

 Die Botschaft zur Änderung von 
Artikel 86 BV (Spezialfinan-
zierung Luftverkehr) ist vom 
Bundesrat verabschiedet* 

Realisiert. Die Botschaft wurde am 29. August 2007 
vom Bundesrat verabschiedet. 

 Das Sicherheitsmeldesystem für 
die Industrie als wirksames und 
vertrauenswürdiges Instrument 
zur Förderung der allgemeinen 
Sicherheitskultur (non-punitive) 
ist eingeführt 

Realisiert. Mit der Revision der Luftfahrtverordnung 
ist am 1. April 2007 das straflose Meldewesen in 
Kraft getreten; das System «SWANS» (Swiss 
Aviation Notification System) ist operativ. 

 Die Flugsicherungsvereinbarun-
gen mit Deutschland, Italien und 
Österreich sind vorangetrieben 

Realisiert.  
Deutschland: Die Verhandlungen im Hinblick auf 
eine verbindliche Vereinbarung wurden fortgeführt, 
sie sind zurzeit jedoch blockiert aufgrund der 
Privatisierungspläne im Zusammenhang mit der 
Deutschen Flugsicherung DFS. 
Italien: Der Entwurf eines Regulatorabkommens 
wird zurzeit diskutiert. 
Österreich: Die Verhandlungen laufen weiter. 

 Die Integration der Schweiz in 
den Single European Sky ist fort-
geführt 

Realisiert. Die rechtliche Integration findet konti-
nuierlich im Rahmen der Aktualisierung des bila-
teralen Luftverkehrsabkommens Schweiz – EG statt; 
überdies ist die Schweiz aktiv an den laufenden 
Verhandlungen über die Bildung eines funktionalen 
Luftraumblocks, der das Gebiet der Schweiz, Frank-
reichs, Deutschlands und der Benelux-Länder um-
fasst, beteiligt. 

 Die Verhandlungen mit Deutsch-
land zur Neuregelung der 
Nutzungsbedingungen des Süd-
deutschen Luftraums sind weiter-
geführt und wenn möglich abge-
schlossen 

Teilweise realisiert. Die Gespräche konnten zwar auf 
Fachebene weitergeführt werden. Konkrete Ergeb-
nisse konnten allerdings nicht erzielt werden. 
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Ziel 8  

Langfristige Ausrichtung der Ener-
giepolitik 

Realisiert 

Massnahme  

 Der Strategiebericht zu den lang-
fristigen energiepolitischen Zielen 
und Massnahmen ist vom Bun-
desrat gutgeheissen und die 
wesentlichen Elemente der künf-
tigen Energiestrategie sind fest-
gelegt* 

Der Bundesrat hat am 21. Februar 2007 über die 
Energiestrategie Schweiz eine Aussprache geführt 
und dem UVEK dazu verschiedene Umsetzungs-
aufträge erteilt. Am 21. November 2007 hat er 
anlässlich einer ersten Aussprache über die Klima-
politik den Wunsch geäussert, die Ergebnisse dieser 
Aufträge zur Energiestrategie zusammen mit der 
Aussprache zur Klimapolitik zu behandeln. 

Ziel 9  

Nukleare Entsorgung Überwiegend realisiert 

Massnahme  

 Der Konzeptteil des Sachplans 
geologische Tiefenlager (Aus-
wahlverfahren für Standorte für 
hochaktive Abfälle) ist genehmigt 

Der Konzeptteil konnte unter breiter Mitwirkung 
fertig gestellt und in Anhörung und Ämterkonsul-
tation geschickt werden. Die Bereinigung braucht 
jedoch mehr Zeit als ursprünglich vorgesehen, so 
dass der Konzeptteil nicht mehr 2007 dem Bundesrat 
zur Genehmigung unterbreitet werden konnte. 

Ziel 10  

Die Informationsgesellschaft weiter 
gestalten und fördern 

Realisiert 

Massnahme  

 Die neue SRG-Konzession ist 
erteilt und die Versorgungs-
gebiete für lokale Radio- und 
Fernsehveranstalter sind 
festgelegt* 

Realisiert. Der Bundesrat hat am 28. November 
2007 die neue Konzession genehmigt.  

 Das neue Radio- und 
Fernsehgesetz mit Ausführungs-
bestimmungen ist in Kraft* 

Realisiert. Der Bundesrat hat am 9. März 2007 die 
neue Radio- und Fernsehverordnung (RTVV) 
verabschiedet. Sie enthält die Ausführungs-
bestimmungen zum ebenfalls total revidierten 
Radio- und Fernsehgesetz (RTVG). Beide Erlasse 
traten auf den 1. April 2007 in Kraft. 
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 Die Radio- und Fernseh-
konzessionen mit oder ohne 
Gebührenanteil sind ausge-
schrieben 

Realisiert. Das Bundesamt für Kommunikation hat 
am 30. August 2007 41 Konzessionen für die 
Verbreitung von lokal-regionalen UKW-
Radioprogrammen sowie 13 Konzessionen für die 
Verbreitung von regionalen Fernsehprogrammen in 
der Schweiz ausgeschrieben.  

 Die Grundversorgung Telecom ab 
neuer Konzessionsperiode ist 
gewährleistet 

Realisiert. Die ComCom hat am 21. Juni 2007 der 
Swisscom AG die Grundversorgungskonzession 
erteilt.  

Ziel 11  

Weiterentwicklung des Postmarkts 
und Sicherstellung der Grund-
versorgung 

Teilweise realisiert 

Massnahme  

 Die Vernehmlassung zur Revision 
des Post- und Postorganisations-
gesetzes ist eröffnet*  

Anstelle der Gesetzesvorlage für die Eröffnung der 
Vernehmlassung wurden dem Bundesrat die 
zentralen Punkte der Gesetzesrevision zum 
Vorentscheid unterbreitet. Der Bundesrat hat am 21. 
September 2007 diese Vorentscheide getroffen, 
gestützt darauf die Vernehmlassungsvorlage 
ausgearbeitet werden kann.  

 


